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Zum

 Entwurf eines SchAnpG2 (Drucks. 14/6455)

und

Entwurf eines SeeUG (Drucks. 14/6892)

G L I E D E R U N G

I. Fragen der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen

Frage 1: Vereinbarkeit des SchAnpG 2 mit höherrangigem Recht  

1. Verfassungsrecht

a) Artikel 84 Abs.1 GG - Zustimmungserfordernis des Bundesrates

b)  Artikel 80 I 2 GG - Verordnung gemäß § 2 II SUG

c)  Artikel 20 III GG – Rechtsstaatliches Bestimmtheitsgebot

2.  Verwaltungs- und Verwaltungsverfahrensrecht

3.  EG-Recht einschließlich der Richtlinie 1999/35/EG 

4.  Völkerrecht

Frage 2:   Reicht eine Umwandlung und Erweiterung des § 24a SeeUG in den Abschnitt 3 des Gesetzentwurfs zur Erfüllung der Anforderungen des IMO-Codes aus?

Frage 3:   Abkehr von der „Culture of Blame“

Frage 4:  Welche Folgen hat die weitere Verzögerung der Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG?

a.) Folgen einer weiteren Verzögerung

b.) Ultimative Anmahnung durch die EU-Kommission und Androhung eines Vertragsverletzungsverfahrens

c.) Vom Erlaß der Richtlinie über die Umsetzungserklärung bis zur Einlei- tung des Gesetzgebungsverfahrens

d.)   Verzögerung bei der Umsetzung des FLUUG

Frage 5: Wie arbeitet die Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung?


a.) Wie tragen die aus den Unfallberichten gewonnenen Erkenntnisse zur

     Unfallvermeidung bei?

b.) Wie werden die Rechte der Beteiligten im FLUUG-Verfahren gewahrt?

aa.) § 16 III 2 FlUUG – Aussageverweigerungsrecht

ab.) § 17 I FlUUG – Stellungnahme zum Entwurf des Untersuchungsbe-

richtes



cc.)   § 22 FlUUG – Antrag auf Wiederaufnahme

c.)
Wären mit dem heutigen System der Flugunfalluntersuchung öffentliche


mündliche Verhandlungen vereinbar?

d.) Inwieweit können bei der Flugunfalluntersuchung Fachwissen und Erfah-


rungen Privater nutzbar gemacht werden?

e.) Wie können Flugunfälle aufgrund des „menschlichen Faktors“ besser


vermieden werden?

f.)  Wie ist die Zusammenarbeit von Bundes- und Landesbehörden bei der


Flugunfalluntersuchung zu bewerten?

g.) Ist eine Anlehnung der Seeunfalluntersuchung an die Flugunfalluntersu- chung sachgerecht

Frage 6:  Untersuchungen von sonstigen Unfällen im öffentlichen Bereich

Frage 7:  Zur Bedeutung des § 24a SeeUG im Falle des Tankers „BALTIC CARRIER“

Frage 8:  Bietet das jetzige SeeUG einen ausreichenden Rahmen zur Unfalluntersuchung?

a.) Auch außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer?

b.) Datenschutzrechtliche Grundlagen

Frage 9:   Schlußfolgerungen aus der Untersuchungen von Seeunfällen

Frage 10:   Neutralität der geplanten Bundesstelle und Möglichkeiten der Einflußnahme

Frage 11:  Ist eine sofortige Patentenziehung auch im Rahmen der Vor- prüfung nach § 22 SUG möglich?

Frage 12: Untersuchung bei einem Unfall außerhalb der deutschen Ho- heitsgewässer

a.)
Welche deutschen Seeunfalluntersuchungsbehörden sind zuständig?  

b.)
Maßnahmen, um an Seeunfalluntersuchungen in internationalen Gewäs- sern beteiligt zu werden? 

Frage 13:  Möglichkeiten der Zusammenarbeit der geplanten Bundesstelle mit Bundes- und Landesbehörden bei einem Seeunfall im deutschen Küstenmeer

Frage 14:  Welche Vor- und Nachteile ergeben sich für Beteiligte und interessierte Gruppen aus einer nichtöffentlichen Seeamtsverhandlung?

Frage 15:   Bedeutung der Mediations- und Schiedsgerichtsverfahren für die Seeunfalluntersuchung

Frage 16:  Andere verwaltungsrechtliche Verfahren zur Entziehung/ Ein- schränkung von Berechtigungen

Frage 17:  Vor- und Nachteile der Wiederherstellung der gerichtlichen Berufungsinstanz

Frage 18:   Verzicht auf den Fachhochschulabschluß für Lotsen

II. Fragen der Fraktion der CDU/CSU
Frage 1: Besteht ein notwendiger Anlaß, das bisherige Verfahren zu ändern?
a.) IMO-Code A.849(20)

b.) § 3 SeeUG: Untersuchungsziel; nicht unfallursächliches fehlerhaftes Ver- halten

c.) Vor-Ort-Untersuchungen im Ausland

d.) Bundesoberseeamt

e.) Funktionelle Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit

f.) Personal- und Sachmittel

g.) Qualifikation und Fortbildung der Ausschußmitglieder

Frage 2:  Besteht derzeit der Zwang, bis zum 28.02.2002 eine EU-Richtlinie mit dem IMO-Code in nationales Recht umzusetzen?

Frage 3:  Ist tatsächlich eine Vergleichbarkeit der Verfahren der Seeun- falluntersuchung in der Luftfahrt einerseits und der Schiffahrt anderer- seits gegeben?

Frage 4: Ist im angestrebten SUG-Verfahren die Einbindung von Fach- kompetenz, die Fairneß des Verfahrens, die Vermeidung der Ausgrenzung ehrenamtlich Tätiger, die Möglichkeit eines Widerspruchsverfahrens und die Beibehaltung der bisherigen Befriedungfunktion sichergestellt?

a.) Fachkompetenz; Vermeidung der Ausgrenzung ehrenamtlich Tätiger

b.) Faires Verfahren

c.) Möglichkeit eines Widerspruchsverfahren

d.) Befriedungsfunktion des Verfahren

Frage 5: Ist auch im angestrebten neuen (SUG-) Verfahren der Grundsatz der Öffentlichkeit gewährleistet?

Frage 6: Ist auch im angestrebten neuen (SUG-) Verfahren der Datenschutz sichergestellt?

Frage 7:  Wird den Einwendungen des Bundesrates hinreichend Rechnung getragen und was ergibt sich daraus für die zukünftigen Aufgaben der Seeämter?

III. Fragen der Fraktion der FDP

Frage 1: Internationaler Standard der Seeunfalluntersuchung 

a.) Normativer Standard

b.) Standard im Bereich der Staatenpraxis?

c.) Entspricht das geltende SeeUG dem internationalen Standard?

d.) Anpassung des geltenden SeeUG


aa) Minimallösung


bb) Einarbeitung des IMO-Codes in das geltende SeeUG

Frage 2: Umsetzung des IMO-Codes in den Gesetzentwürfen

a.)  Regierungsentwurf
b.)  F.D.P. Entwurf 

Frage 3: Auswirkungen der Einrichtung einer europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs
a)  Auswirkungen auf das geltende SeeUG:

b)  Auswirkungen im Falle der Gesetzeskraft auf den Regierungsentwurf

c)  Auswirkungen im Falle der Gesetzeskraft auf den FDP-Entwurf

Frage 4: Bedeutung des Widerspruchsverfahrens im Bereich der Seeunfall- untersuchung 

a)  Seeunfalluntersuchung:

aa.) 3 Beispiele von Untersuchungsberichten mit der Feststellung

„menschliches Versagens“:

bb.)
In Untersuchungsberichten enthaltene „Inzidententscheidungen“

cc.)
Ursachenfeststellung als Gutachten ohne Rechtsbehelfsmöglichkeit

dd.)
Reedereien, Werften und Klassifikationsgesellschaften als Beteiligte 

ee.)
Warum wird im SeeUG eine „Entscheidung“ über Fehlverhalten getroffen?

b) Berechtigungsangelegenheiten


aa.)
Regelung nach dem geltenden SeeUG (und dem F.D.P.-Entwurf)

ab.) Regelung nach dem  Regierungsentwurf 

ac.)  
Tabellarische Übersicht

c) Rechtsbehelfe gegen Untersuchungsberichte der nach dem Regierungsent-

    wurf geplanten Bundesstelle

Frage 5: Grundsatz der Öffentlichkeit des Seeunfalluntersuchungsverfah- rens 

Frage 6:  Zur Bedeutung des § 24a SeeUG in der Systematik der Untersu- chungsverfahren 

Frage 7:  Öffentlichkeit des Verfahrens – Unterschiede zum Flugunfallun- tersuchungsverfahren 

Frage 8:  Bundesratsforderung Antragsrecht eines Beteiligten; Beteilig-tenbegriff

Frage 9:   Zivilrechtliche Schadensauseinandersetzungen

Frage 10: Verfahrensdauer im Falle einer Erfüllung der Bundesratsfor- derung, den Bericht der geplanten Bundesstelle im Seeamtsverfahren zu überprüfen

Frage 11:   Zur sogenannten „Blame Culture“ und zum fehleranlastendem Verhalten; Nichterfüllung der Richtlinie 1999/35 EG

a.) „Culture of Blame“ und fehleranlastendes Verfahren

b.) Ablehnung des deutschen Verfahrens im Ausland

c.) Definitionen des menschliche Fehlverhaltens

d.) Nennung in Untersuchungsberichten gem. Anforderung des IMO-Codes

e.) Einfluß auf die Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG

Frage 12: Strafprozessualer Charakter und seelische Belastungen der Beteiligten im SeeUG-Verfahren

Frage 13: Schlußfolgerungen aus den Seeamtsuntersuchungen für die Fortentwicklung der Sicherheit auf See

Frage 14:   Neutralität der geplanten Bundesstelle

Frage 15:  Untersuchung von Seeufällen, welche sich außerhalb der deut- schen Hoheitsgewässer ereignen

a.) Regelungen im Regierungsentwurf

b.) Regelung im F.D.P.-Entwurf

Frage 16:  Erhalt von Fachkompetenz für das Untersuchungsverfahren; ehrenamtliche Beisitzer

a.) Regierungsentwurf

b.) F.D.P.-Entwurf

Frage 17:  Voruntersuchung zur Tatsachenfeststellung gem. § 17 des F.D.P.-Entwurfes

Frage 18:   Neutralität und Unabhängigkeit der Seeunfalluntersuchungs- behörden

a.) Regierungsentwurf

b.) F.D.P.-Entwurf

c.) Zu beiden Entwürfen

Frage 19:   Auswirkungen der Gesetzentwürfe auf die vorhande Organisa- tionsstruktur der Seeämter

a.) Regierungsentwurf eines SUG

b.) F.D.P.-Entwurf

Frage 20:   Finanzielle Folgen für den Bundeshaushalt

Frage 21:   Verzicht auf den Fachhochschulabschluß für Seelotsen     

a.).  Pro Fachhochschulstudium als Zulassungsvoraussetzung

b.).  Contra Fachhochschulstudium als Zulassungsvoraussetzung

c.)   Vermittelnde Lösung

IV. Fragen der Fraktion der PDS

Frage 1: Feststellung der Fehler bei Schiffsunfällen im technischen und menschlichen Bereich

Frage 2: Vernehmung der an einem Seeunfall Beteiligten ohne gleich- zeitiges Beisein der Gegenseite

Frage 3:  Sachverhaltfestsstellung ohne mündliche Verhandlung und ohne Möglichkeit der Befragung der Gegenseite bei hauptsächlich menschli- chem Versagen als Unfallursache

Frage 4:  Information der Öffentlichkeit bei einer Untersuchung hinter verschlossenen Türen

Frage 5: Zur Untersuchung behördlichen Fehlverhaltens

Frage 6:  Rechtsstaatsprinzip; Überprüfung einer fehlerhaften Entschei- dung in einer zweiten Verhandlung vor dem Bundesoberseeamt

Frage 7: Verlagerung der Seeunfalluntersuchung auf Straf- und Zivil- gerichte

Frage 8: Kosteneinsparung durch das geplante SUG?

I. Fragen der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen

Frage 1: Vereinbarkeit des SchAnpG 2 mit höherrangigem Recht  

Für eine vertiefte Überprüfung der Frage 1. hatte ich mit Hinblick auf den Umfang aller Fragen und meine berufliche Tätigkeit noch nicht die Zeit. Ich bitte deshalb, die Beantwortung der Frage 1 als Anregung zu ggf. weiteren Überprüfungen zu betrachten. Dieses vorangeschickt beantworte ich die Frage 1 wie folgt: 

1. Verfassungsrecht
a) Artikel 84 Abs.1 GG - Zustimmungserfordernis des Bundesrates

Die Eingangsformel sollte - wie vom Bundesrat gefordert - wie folgt gefaßt werden:

"Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:"

Artikel 84 I GG macht das Zustandekommen von Bundesgesetzen, welche Vorschriften über das Verwaltungsverfahren enthalten, von der Zustimmung des Bundesrates abhängig. Gemäß § 26 des geltenden SeeUG und § 35 des Regierungsentwurfes eines SUG berührt das  jeweilige Gesetz nicht die über die Vereinbarungen über die Ausübung der schiffahrtspolizeilichen Vollzugs- aufgaben erlassenen Gesetze der 5 Küstenländer. In den Zusatzvereinbarun- gen zu den Vereinbarungen (Küstenprotokoll)  wurde den 5 Küstenländern die Aufgabe übertragen, Schiffsunfälle zu melden und Ermittlungen für ihre Untersuchungen zu führen. Diese Aufgabe haben die Küstenländer in den in den §§ 26 SeeUG und § 35 des Entwurfes eines SUG genannten Gesetzen daraufhin gesetzlich verankert. 

Vorschriften über das Verwaltungsverfahren im Sinne von Artikel 84 I GG sind gesetzliche Bestimmungen, welche die Tätigkeit der Verwaltungs- behörden im Hinblick auf die Art und Weise der Ausführung des Gesetzes einschließlich ihrer Handlungsformen, die Form der behördlichen Willensbildung, die Art und Prüfung der Vorbereitung der Entscheidung, deren Zustandekommen und Durchsetzung sowie verwaltungsinterne Mitwirkungs- und Kontrollvorgänge in ihrem Ablauf regeln (BVerfG, Entschei- dung vom 10.12.1980, NJW 1981, 329, 334 zur Zustimmungsbedürftigkeit des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes).

Die Wasserschutzpolizeien der Küstenländer führen ihre Untersuchungen derzeit auf der Grundlage des geltenden SeeUG durch. Die Änderung des Untersuchungsverfahrens durch das SUG würde sich unmittelbar auf ihre Untersuchungstätigkeit auswirken, weil die Wasserschutzpolizeien der Länder ihre Untersuchungstätigkeit auf der Grundlage der neuen gesetzlichen Vorschriften auszuführen haben.

b) Artikel 80 I 2 GG - Verordnung gemäß § 2 II SUG:

Bedenken bestehen gegen die Regelung des § 2 Abs. 2 SUG. Zwar werden bei der Untersuchung von Seeunfällen auch Erkenntnisse, wie Seeunfälle künftig vermieden werden können, erzielt. Die Erzielung dieser Erkenntnisse dient deshalb auch mittelbar der Gefahrenabwehr. Weder der Inhalt noch das Ausmaß der in die Anlage aufzunehmenden Untersuchungsregelungen ist jedoch hinreichend bestimmt im Sinne des Art. 80 Abs. 1 S. 2 GG, zumal die Regelungen gemäß § 2 Abs. 2 SUG insgesamt übernommen werden sollen.

In dem Bereich der Seeunfalluntersuchung ändern sich die seefahrtbezogenen internationalen Untersuchungensreglungen relativ selten. Es sollte deshalb - unabhängig von den eingangs genannten Bedenken - dem Gesetzgeber vorbehalten bleiben, derartige Untersuchungsreglungen in das nationale See- unfalluntersuchungsgesetz einzuarbeiten. Dies dient insbesondere auch der Transparenz der Regelungen und deren Verständlichkeit für den Rechtsan- wender.

c) Artikel 20 III GG – Rechtsstaatliches Bestimmtheitsgebot

Ich habe Bedenken, ob der Entwurf eines SUG dem rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgebot entspricht.

Ich halte das Gesetz für einen durchschnittlichen nichtjuristischen Rechtsan-wender, insbesondere für diejenigen Seeleute und Inhaber von Sportboot- führerscheinen, deren Verhalten Gegenstand einer Untersuchung der geplanten Bundesstelle sein kann, für ingesamt unverständlich. Das SUG nimmt Bezug auf diverse mehr oder weniger für anwendbare erklärte Regelungen des FlUUG (§ 15), auf drei dem IMO-Code entstammende Begriffe (§ 18), auf die in der Anlage genannten seefahrtsbezogenen internationalen Untersuchungsregelungen (§ 2 I) sowie auf die durch Verordnung änderbaren internationalen seefahrtbezogenen Untersuchungsregelungen (§ 2 II). 

Der Rechtsanwender muß nicht nur mit dem Gesetzestext des SUG arbeiten, sondern darüberhinaus das FlUUG, den IMO-Code und die in der Anlage zum SeeUG genannten seefahrtbezogenen internationalen Untersuchungsregelun- gen zur Hand haben und überprüfen, ob die in der Anlage genannten Verordnungen zwischenzeitlich gemäß § 2 II SeeUG ergänzt wurden. Als Nichtjurist wird er Schwierigkeiten haben, sich im "Verweisungsdschungel" zurechtzufinden.

Der Verband der Deutschen Kapitäne und Schiffsoffiziere (VDKS), welcher sich - soweit mir ersichtlich – im September 2000 als einziger Berufsverband für den damaligen Referentenentwurf ausgesprochen und diese Position am 16.06.2001 bekräftigt hatte - hat in einem Schreiben an das BMVBW vom 10.07.2001 immerhin folgendes erklärt:

"Der VDKS bittet den Gesetzgeber, das künftige Gesetz über die Unter-  suchung von Seeunfällen inhaltlich so zu gestalten, daß es so weit wie möglich und zweckmäßig ohne Verweisungen auf andere Gesetze für Kapitäne und Schiffsoffiziere aus sich selbst heraus verständlich ist. Der Regierungsentwurf eines SUG genügt diesen Anforderungen nicht."

Die Vereinigung Deutscher Schiffsingenieure (VDSI), welche sich im Gegen- satz zum VDKS strikt gegen den Regierungsentwurf eines SUG ausspricht, hatte in einer Pressemitteilung vom 02.04.2001 kritisiert, das BMVBW habe die Aufgabe, die Seeunfalluntersuchungsberichte systematisch auszuwerten, jahrelang vernachlässig und sodann die  Auffassung vertreten, der neue Gesetzentwurf enthalte dazu keine Verbesserungsansätze. Hierbei hat die VDSI übersehen, daß die Bundesstelle gem. § 15 Abs.1 SUG in Verbindung mit § 28 Abs.4 zur Auswertung der Untersuchungsberichte verpflichtet ist.

Der Präsident des Bundesverbandes der See- und Hafenlotsen (BSHL) Kurt Steuer hat anläßlich der Anhörung der F.D.P.-Bundesfraktion zur Refrom der Seeunfalluntersuchung im Juli ebenfalls die Auffassung vertreten, der Regierungsentwurf sei „nicht lesbar“.

Im Ergebnis ist der Regierungsentwurf eines SUG sowohl für Nautiker als auch für Schiffsingenieure nicht lesbar und unverständlich. 

Der Verfassungsgerichtshof Wien hat in seiner von Lehner (NJW-1991, 890 bis 893) besprochenen Entscheidung vom 29.06.1990 die Auffassung vertreten,

eine Norm sei verfassungswidrig, wenn sie überhaupt nur mit subti- ler Sachkenntnis, außerordentlichen methodischen Fähigkeiten und einer gewissen Lust zum Lösen von Denksportaufgaben verstanden werden könne.

Das BVerfG hatte in der Entscheidung BVerfGE 5, 25 (33) = NJW 1956, 1025, die Auffassung vertreten, wegen der generellen Verweisungen der sogenannten Apothekenstopgesetze auf das in den einzelnen Bundesländern geltende unterschiedliche Recht sei dem Rechtsunterworfenen die Ermittlung der Rechtslage "ohne Zurhilfenahme spezieller Kenntnisse" nicht möglich und auch aus diesem Grund die Apothekenstoppgesetze im ganzen für nichtig erklärt. 

2.  Verwaltungs- und Verwaltungsverfahrensrecht

Die Begründung zu § 33 I SUG ist falsch.

§ 33 I SUG sieht vor, daß in Berechtigungsangelegenheit ein Widerspruchs-verfahren gegen den Spruch des Seeamtes nicht stattfindet.

In der Begründung zu § 33 SUG wird ausgeführt: 

"Abs. 1 übernimmt den Wortlaut von § 70 VwVfG, wonach es bei einem förmlichen Verfahren ‑ um ein solches handele es sich bei dem Seeamtsver- fahren ‑ keines Widerspruchsverfahrens bedarf."

Gemäß § 63 I VwVfG findet das förmliche Verwaltungsverfahren nach dem VwVfG statt, wenn es durch Rechtsvorschrift angeordnet ist. In der Begrün- dung zum geltenden SeeUG (BT-Drucksache 10/3312, Seite 15 unter d) wird ausgeführt, von der Möglichkeit, das förmliche Verwaltungsverfahren anzu- ordnen, habe der Gesetzgeber keinen Gebrauch gemacht, da die fachlichen Besonderheiten der Seeunfalluntersuchung zahlreiche ergänzende Sonder- vorschriften erforderten, welche die Regelungen undurchsichtig gemacht hätten. Auch im Entwurf eines SUG wird für die Verfahren vor den Seeämtern in Berechtigungsangelegenheiten kein förmliches Verfahren angeordnet, sondern in § 29 VI und VII auf die Anwendbarkeit einzelner Vorschriften des VwVfG verwiesen. 

Da § 70 VwVfG nur für förmliche Verwaltungsverfahren gilt, für welche die Anwendung der §§ 64 ff. durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben wurde, wäre gemäß § 70 I 1 VwGO vor Erhebung der Anfechtungsklage die Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des Verwaltungsaktes in einem Vorverfahren nachzuprüfen (Regelfall = Vorverfahren/Widerspruchsverfahren).
Im Regierungsentwurf wird jedoch von der Ausnahmeregelung des § 70 I 2 VwGO Gebrauch gemacht. Dieser besagt, daß es einer solchen Nachprüfung in einem Vorverfahren (Widerspruchsverfahren) nicht bedarf, wenn ein Gesetz dies bestimmt. Von dieser Möglichkeit (Ausnahmefall kraft gesetzlicher Anordnung) ist im § 33 I SUG Gebrauch gemacht und der Rechtsschutz um eine ganze Tatsacheninstanz beschnitten worden.

3.  EG-Recht einschließlich der Richtlinie 1999/35/EG 

Ich habe Bedenken, ob der Entwurf eines SUG die Anforderungen von Art. 12 der Richtlinie 1999/35 EG erfüllt.

Gem. Ziffer 14.1 des IMO-Codes soll jeder Bericht den unter Ziffer 14.2. des Codes genannten formalen Grundsätzen genügen. Gem. Ziffer 14.2.6. ist bei der Analyse und den Kommentaren zwischen technischem und menschlichen Versagen nach Maßgabe der IMO-Unfalldatenbankbestimmungen (insbes. MSC/Cir.827 und MEPC/Circ.333) zu unterscheiden. Die Unterscheidung erfordert die Anwendung des IMO/ILO-Verfahrens für die Untersuchung menschlichen Verhaltens (Anhang 1 zum Anhang 2 des IMO-Codes – dort: Schritt 4) auch gem. Ziffer 5.1.7. des IMO-Codes.

Gem. Art.12 Abs.5 und 6 der Richtlinie 1999/35 EG sind die Berichte gemäß den Bestimmungen des IMO-Codes, also gem. Ziffer 14.1. des Codes in einer den formalen Grundsätzen der Ziffer 14.2.6. des Codes entsprechenden Weise zu erstellen. Diesen erhöhten formalen Anforderungen genügt die Regelung gem. § 15 Abs.1 des Regierungsentwurfes eines SUG i.V.m. § 18 FLUUG mit Hinblick auf die erforderliche Angabe des „menschlichen Versa- gens“ nicht. Die Richtlinie wird insoweit durch den Regierungsentwurf eines SUG nicht ordnungsgemäß umgesetzt (vergleiche hierzu auch die Beantwortung der Frage 11. der Fraktion der F.D.P.).
Völkerrecht

Hier ergeben sich aus meiner Sicht keine Bedenken.

Frage 2:   Reicht eine Umwandlung und Erweiterung des § 24a SeeUG in den Abschnitt 3 des Gesetzentwurfs zur Erfüllung der Anforderungen des IMO-Codes aus?

Diese Frage ergibt keinen Sinn. § 24 a befindet sich im Abschnitt 8 a) des geltenden SeeUG. Die Erweiterung und Umwandlung des § 24 a SeeUG in den Abschnitt 3. des SUG ergibt keinen Sinn, weil § 24 a SeeUG auf die Abschnitte 1 bis 8 SeeUG und auf andere als die in § 1 SeeUG genannten Unfälle Bezug nimmt.

Ich halte es für denkbar, daß die Frage 2. einen Druck- oder Verständnisfehler beinhaltet und wie folgt gemeint war:

"Reicht insbesondere die Erweiterung und Umwandlung des bisherigen § 24 a SeeUG aus, um den Anforderungen des IMO-Codes für die Untersuchung von Unfällen und Vorkommnissen auf See zu genügen?

Diese Frage ist nach der Vorlage der Referententwurfes des SeeUG diskutiert worden.

§ 24a SeeUG betrifft nur den Ausnahmefall solcher Untersuchungen, bei denen das Bundesoberseeamt im Rahmen einer Zusammenarbeit mit dem Flaggenstaat eines unter ausländischer Flagge fahrenden Schiffes auch andere als die in § 1 SeeUG genannten Unfälle untersuchen kann. Seit 1995 wurden drei derartige Verfahren durchgeführt. Dies verdeutlicht den Ausnah- mecharakter des § 24 a SeeUG. Denn der Regelfall auch der in Zusammen- arbeit mit anderen Staaten durchgeführten Untersuchungen (Beispiele: JANRA, PRINS RICHARD, SASSNITZ, RÜGEN) sind die Untersuchungen der in § 1 SeeUG genannten Seeunfälle. Insoweit würde eine Erweiterung und Umwandlung des § 24 a SeeUG nicht ausreichen.

Um den Anforderungen des IMO-Codes zu genügen, könnte § 2 I SeeUG um den folgenden Satz 3 ergänzt werden:


"Das Seeamt hat bei der Untersuchung im Rahmen der von ihm 

zu beachtenden Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland 

die Regeln des IMO-Codes A 849/20 für die Untersuchung von 


Unfällen und Vorkommnissen auf See zu berücksichtigen".

Die Regelung von Großbritannien sieht vor, daß der Leiter der Seeunfallunter-suchungsbehörde es einem Staat mit einem erheblichen Interesse, welcher Mitglied der EU oder der EEA ist, ermöglichen soll, an der Untersuchung teilzunehmen oder während der Untersuchung mit ihm zusammenzuarbeiten.

In Dänemark wurde verordnet, daß der Artikel 12 der Richtlinie 1999/35 EG anzuwenden ist, falls die in der Richtlinie genannten Schiffstypen betroffen sind. Im übrigen wurden die Bediensteten der Seeunfalluntersuchungs- behörde angewiesen, den IMO-Code zu befolgen.

Frage 3:   Abkehr von der „Culture of Blame“

Eine sog. "Culture ob Blame" ist mir nicht bekannt. Der Begriff wurde vom BMVBW zwar geprägt, jedoch nicht definiert und steht allem Anschein nach im Zusammenhang mit der vom BMVBW beabsichtigten Abschaffung der Feststellung fehlerhaften Verhaltens gemäß § 17 II Nr. 2 des geltenden SeeUG (vergl. Frage 4, Schreiben des BMVBW vom 20. und 24.06.1999).

Die Feststellung des fehlerhaften Verhaltens wird jedoch auch künftig erforderlich sein. Bei ca. 80 % der Seeunfälle ist das menschliche Fehlver- halten unfallursächlich. Im Untersuchungsbericht ist gemäß Ziffer 14.2.6 des IMO-Codes bei der Analyse und Kommentierung der Unfallursachung nach den IMO-Unfalldatenbank-Bestimmungen zwischen menschlichem und technischen Versagen zu unterscheiden. Das unfallursächliche menschliche Fehlverhalten muß benannt werden, um die für die Vermeidung künftigen Fehlverhaltens wichtigen Lern- und Lehreffekte zu gewährleisten. Wird bei der Untersuchung nach dem geltenden SeeUG ein sog. fehlerhaftes Verhalten festgestellt, so ist hierüber mit dem ausschließlichen Zweck, dem Betroffenen das Rechtsmittel des Widerspruchsverfahrens vor dem Bundesoberseeamt zu eröffnen, zu entscheiden.

Ergänzend verweise ich auf die ausführliche Darstellung bei der Beantwortung der Frage 11 der Fraktion der F.D.P.
Frage 4:  Welche Folgen hat die weitere Verzögerung der Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG?

a.)  Folgen einer weiteren Verzögerung

Die weitere Verzögerung der Umsetzung der EG-Richtlinie 1999/35 EG wird keine Folgen haben, falls die Richtlinie im aktuellen Gesetzgebungsverfahren ‑ wie auch immer ‑ umgesetzt wird. 

Auf eine schriftliche Anfrage der Abgeordneten des europäischen Parlaments, Frau Brigitte Langenhangen, CDU, hat die zuständige Mitarbeiterin der EU-Kommission am 01.10. dieses Jahres folgendes mitgeteilt:

"There ist not an infringement procedure started against Germany. According to what the Federal Government replied to our service in July 2001, the informal dialogue we have started with Germany is aim to co-operative an fruitfull. Presently we do not foreseen any letter of formal notice."

b.)  Ultimative Anmahnung durch die EU-Kommission und Androhung eines Vertragsverletzungsverfahrens

Der Vorsitzende des Innenausschusses des Bundesrates wies in der Sitzung des Bundesrats-Innenausschusses am 26.04.2001 (Niederschrift 776.In vom 26.04.01 zu TOP 13) auf die Erklärung des BMVBW-Vertreters, die EU-Kommission habe die Umsetzung der Richtlinie ultimativ angemahnt und ein Vertragsverletzungsverfahren angekündigt, darauf hin, daß der Bund lange mit der Umsetzung gezögert habe. Dies könne nicht zu Lasten des Beratungsbedarfs gehen.

Abgesehen davon, daß die in der Kleinen Anfrage der F.D.P.-Bundes- tagsfraktion vom 10.07.2001 (BT-Drucks. 14/6406, Antwort 14/6678) gestellte Frage Nr.1, auf welche Weise die EU-Kommission die Bundesrepublik ultimativ unter Ankündigung eines Vertragsverletzungsverfahrens zur Umset- zung der Richtlinie angemahnt habe, bis heute nicht beantwortet wurde, erhärtet der zeitliche Ablauf des Umsetzungsverfahrens die Feststellung des Vorsitzenden des BR-Innenausschusses vom 26.04.2001, der Bund habe lange mit der Umsetzung gezögert (hierzu nachstehend c.). 

c.)  Vom Erlaß der Richtlinie über die Umsetzungserklärung bis zur Einleitung des Gesetzgebungsverfahrens

(1)

Nach einem Vorschlag der Kommission vom 07.04.1998 erließ der Rat der EU am 29.04.1999 die Richtlinie 1999/35/EG.

(2)

Am 23.07.1999 gab die Bundesrepublik gegenüber der EU-Kommission die Erklärung über die Umsetzung u.a. der Richtlinie 199/35/EG ab. Bis zur Anfrage des Büros der deutschen EP-Abgeordneten Brigitte Langenhagen/ CDU im April 2001 war die Kommission nach Maßgabe der Erklärung vom 23.07.1999 der (falschen) Auffassung, die Bundesrepublik habe die Richtlinie 1999/35 voll umgesetzt. Mit Schreiben vom 05.04.2000 bat die Kommission um Aufklärung. Das BMVBW teilte der Kommission mit Schreiben vom 23.04.2000 mit, aus § 11 des der Kommission mitgeteilten Schiffssicher- heitsgesetzes (SchSG) ergebe sich, daß das Bundesoberseeamt als Behörde im Sinne des § 10 Abs.2 SchSG in Verbindung mit § 1 Nr.4(a) Seeauf- gabengesetz vorbehaltlich seiner Zuständigkeit nach dem SeeUG gem. § 24a SeeUG "im Prinzip" den Anforderungen der Richtlinie 1999/35/EG nachkommen könne.





(3)

Auf der Seite 1 eines Vermerks vom 20.06.1999 weist die Abteilung LS 20 des BMVBW auf folgendes hin:

"Zur Einhaltung der in der Richtlinie 1999/35 EG vorgeschriebenen Um- setzungsfrist 01. Dezember 2000 muß die Bundesregierung ihre Arbeiten zur Änderung des Seeunfalluntersuchungsrechtes noch im Spätherbst diesen Jahres mit der Einbringung einer entsprechenden Gesetzesvorlage abschliessen."

Der Vermerk vom 20.06.1999 wurde dem Abteilungsleiter der Abteilung EW vom Abteilungsleiter der Abteilung LS mit einem Schreiben vom 24.06.1999 im Zusammenhang mit der von der Abteilung EW angesprochenen kurzfristigen ersatzlosen Aufhebung der Feststellung fehlerhaften Verhaltens übermittelt. Der Leiter der Abteilung EW war Mitglied der unabhängigen Sachverständigenkommission (PALLAS) und hatte angeboten, eine entspre- chende Aufzeichung der Abteilung LS in die unabhängige Sachverständigen- kommission PALLAS einzuführen. Das Schreiben vom 24.06.1999 schloß mit der Anmerkung ab, daß eine positive Empfehlung der Kommission im Sinne dieses Papiers (Vermerk vom 20.06.1999) zweifellos erheblich zu einer breiten Akzeptanz des Vorhabens beitragen würde und zu begrüßen wäre. 

Die Ausführungen des Vermerks vom 20.06.1999 wurden teilweise wörtlich in den Bericht der "PALLAS-Kommission" und die dortige Empfehlung Nr. 24 übernommen. Seitdem beruft sich das BMVBW auf die Empfehlung der PALLAS-Kommission Nr. 24 und damit letztendlich auf seinen von der Kommission (unkritisch) übernommenen Vermerk vom 20.06.1999.

Der Bericht der PALLAS-Kommission wurde am 16.02.2000 vorgelegt.

(4)

Erst am 21.07.2000 wurde der Referentenentwurf den im schriftlichen Anhörungsverfahren beteiligten Verbänden unter Hinweis auf den bevorste- henden Ablauf der Umsetzungsfrist der Richtlinie 1999/35 EG mit der Bitte um Stellungnahme bis zum 05.09.2000 übersandt.

(5)

Erst nach weiteren acht Monaten wurde der Gesetzentwurf am 30.03.2001 in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht.

d.)  Verzögerung bei der Umsetzung des FLUUG

Aus der amtlichen Begründung zum FlUUG (BT-Drucksache 13/10738, Seite 17 linke Spalte unten) ergibt sich, daß sich die Umsetzung der Richtlinie 94/56 EWG bis zum Inkrafttreten des FlUUG am 01.09.1998 wegen der Umstrukturierung des LBA und deren Umsetzung um fast zwei Jahre verschob, ohne daß die insoweit informierte Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren einleitete.

Frage 5: Wie arbeitet die Bundesstelle für Flugunfallunter- suchung?

Vorbemerkung: Die nachstehenden Antworten kann ich nur anhand des Studiums der Gesetzesmaterialien, der Internet-Seite der BFU und einiger BFU-Berichte beantworten.

a.)  Wie tragen die aus den Unfallberichten gewonnenen Erkenntnisse zur Unfallvermeidung bei?
Die Unfallberichte der BFU werden veröffentlich. Sie enthalten Empfehlungen. In den Jahresberichten der BFU werden die Reaktionen auf die Empfehlungen veröffentlicht. Die BFU leistet Flugsicherheitsarbeit mit dem Ziel der Flugunfallverhütung, indem sie Statistiken führt und auswertet sowie Flugsicherheitsinformationen veröffentlicht.

b.)  Wie werden die Rechte der Beteiligten im FLUUG-Verfahren gewahrt?

Anders als im geltenden Seeunfalluntersuchungsverfahren unterliegt das FlUUG nicht den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG). Es ist ein rein fachlich/technisches Untersuchungsverfahren eigener Natur und Prägung, welches nach der amtlichen Begründung mit keinem anderen institutionalisierten Verfahren vergleichbar ist. Von einem Flugunfallunter- suchungsverfahren Betroffene haben nicht die sich aus dem Verwaltungs- verfahrensgesetz ergebenden Beteiligtenrechte, sondern lediglich die Rechte, welche sich aus dem FlUUG ergeben. Hierbei handelt es sich um folgende Rechte:

aa) § 16 III 2 FlUUG - Aussageverweigerungsrecht;

bb) § 17 I FlUUG – Stellungnahme zum Entwurf des Untersuchungsbe-

 
 richtes

Vor dem Abschluß des Untersuchungsberichtes ist nach Lage des Falles     den in § 17 Abs.1 FLUUG genannten Personen und Stellen Gelegenheit zu geben, sich zum Entwurf des es ihnen übersandten Untersuchungs- berichtes zu äußern. 

Das Äußerungsrecht steht bei einer nach dem SUG durchgeführten Unter- suchung z. B. nicht den Klassifikationsgesellschaften zu, weil es sich bei diesen um keine Aufsichtsbehörden handelt. 

Die Bundesstelle entscheidet gemäß § 17 Abs.2 FlUUG darüber, ob die Stellungnahmen wesentlich und begründet sind und deshalb in dem endgültigen Untersuchungsbericht zu berücksichtigen sind. Lediglich abweichende Stellungnahmen bevollmächtigten Vertreter nicht‑deutscher Staaten im Sinne des § 14 FlUUG werden dem Bericht als Anhang beigefügt, wenn sie im Untersuchungsbericht nicht berücksichtigt werden.

cc) § 22 FlUUG – Antrag auf Wiederaufnahme

Den in § 17 Abs.1 FlUUG genannten Verantwortlichen wird die Möglichkeit eingeräumt, frühestens sechs Monate nach der Fertigstellung des Untersuchungsberichtes wesentliche neue Tatsachen vorzubringen und die Wiederaufnahme des Untersuchungsverfahrens zu beantragen.

c.) Wären mit dem heutigen System der Flugunfalluntersuchung öffent- liche mündliche Verhandlungen vereinbar?
Beim heutigem System der Flugunfalluntersuchung wären öffentliche mündliche Verhandlungen nur nach einer nicht unerheblichen Änderung des FlUUG möglich; eine Gesetzesänderung könnte sich am Entwurf eines SeeUG der FDP-Bundestagsfraktion (insbesondere den dortigen §§ 11 bis 23 und 29 bis 31) orientieren und wäre zu begrüßen.

d.)  Inwieweit können bei der Flugunfalluntersuchung Fachwissen und Erfahrungen Privater nutzbar gemacht werden?
Bei der Flugunfalluntersuchung können das Fachwissen und die Erfahrungen weisungsgebundener Privater gemäß § 4 Abs.4 FlUUG (Beauftragte) und § 14 Abs.4 (Verwaltungshelfer) nutzbar gemacht werden. Die Bundesstelle be- stimmt den Umfang ihrer Mitwirkung. Diese Möglichkeit ist auch gemäß § 15 Abs.3 und 5 des FDP-Entwurfes gegeben. Anders als die Beauftragten und Verwaltungshelfer haben die Beisitzer des Seeamtes das gleiche Stimmrecht wie der Vorsitzende (§ 6 II SeeUG bzw. § 20 II des FDP-Entwurfes) und sind nicht weisungsgebunden.

Die Beurteilung des dem Unfall zugrundeliegenden Sachverhaltes durch ein Kollegialorgan mit einem gleichen Stimmrecht seiner Mitglieder ist nicht nur bei den Untersuchungsausschüssen der Seeämter/des Bundesobersee- amtes möglich, sondern auch bei der Untersuchungskammer gemäß § 23 FlUUG. Diese wird jedoch nur in Ausnahmefällen tätig. Zu Recht wird jedoch in der amtlichen Begründung zu § 23 FlUUG darauf verwiesen, daß das Kollegial- organ seinen Bericht mit einem zwangsläufig weiteren Beurteilungshorizont (als ein einzelner Untersuchungsführer) verfassen wird. Der hiernach zwangsläufig weitere Beurteilungshorizont der Untersuchungs- ausschlüsse der Seeämter und des Bundesoberseeamtes dürfte hiernach wohl außer Streit stehen.

e.)  Wie können Flugunfälle aufgrund des „menschlichen Faktors“ besser vermieden werden?
Diese Frage sollte ein Praktiker der Luftunfalluntersuchung beantworten
f.)  Wie ist die Zusammenarbeit von Bundes- und Landesbehörden bei der Flugunfalluntersuchung zu bewerten?
Gemäß § 11 I FluUG erfolgt die Flugunfalluntersuchung im Benehmen mit den örtlich zuständigen Strafverfolgungsbehörden. Die Bewertung sollte eine Praktiker der Luftunfalluntersuchung vornehmen.

g.)  Ist eine Anlehnung der Seeunfalluntersuchung an die Flugunfall- untersuchung sachgerecht?

Ich halte eine Anlehnung der Seeunfalluntersuchung an die Flugunfallunter- suchung nicht für sachgerecht, meine jedoch ebenso wie der Bundesrat, daß einige Regelungskomplexe des FlUUG auch im Bereich der Seeunfalluntersu- chung zur Anwendung kommen sollten. Es handelt sich hierbei insbesondere um Regelungen bezüglich der funktionellen Unabhängigkeit der Untersu- chungsbehörde (§ 4 Abs.2, 3 FlUUG), der Untersuchungsbefugnisse und Nachweismittel (§§ 11, 16 FlUUG), Sicherheitsempfehlungen (§ 19 FlUUG), die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Daten (§ 25 FlUUG), und die Datenübermittlungen an öffentliche Stellung (§ 26 Abs.4 FlUUG).

Frage 6:  Untersuchungen von sonstigen Unfällen im öffentlichen Bereich

Im Bereich des Verkehrs sind mir nur die Untersuchungsverfahren nach dem SeeUG und dem FlUUG bekannt. Ein diesen Verfahren vergleichbares Untersuchungsverfahren im Bereich der Verkehrsträger Binnenschifffahrt,  Eisenbahn oder Kraftfahrzeuge ist mir nicht bekannt. Bei Eisenbahnunfällen regelt § 3 Absatz 2 Nr. 7 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes, daß die fachliche Untersuchung von Störungen im Eisen- bahnbetrieb dem Eisenbahnbundesamt obliegt. Über die Einzelheiten des Untersuchungsverfahrens scheinen ‑ wie das Zugunglück von Brühl gerade hinsichtlich der Veröffentlichung des Berichtes (Zusammenfassung oder vollständiger Bericht?) zeigt, keine gesetzlichen Regelungen zu bestehen. 

Sind indessen nur 2 Untersuchungsverfahren im einzelnen gesetzlich geregelt (das SeeUG ist das ältere Gesetz), kann hieraus nicht hergeleitet werden,  aus den nationalen Untersuchungsregelungen ergebe sich, daß allgemein akzeptierte Regelungen des geltenden SeeUG, insbesondere diejenigen über die öffentliche Verhandlung und das Widerspruchsverfahren, abzuschaffen sind oder ein Recht von Beteiligten auf Durchführung einer Untersuchung ausscheide, weil dies im Bereich der nationalen Untersuchungsverfahren unüblich sei. Die Argumentation im Regierungsentwurf verzichtet insoweit genauso wie bei ihrem Hinweis auf die Empfehlung Nr.24 der Pallas-Kommission auf eine sachliche Begründung.

Frage 7:  Zur Bedeutung des § 24a SeeUG im Falle des Tankers „BALTIC CARRIER“

Aus § 24a SeeUG ergibt sich keine Untersuchungspflicht des Bundesober- seeamtes, welches die in § 24 a Abs.1 SeeUG geschilderten Seeunfälle – so auch den Fall „BALTIC CARREER“ - in Zusammenarbeit mit dem zur Untersuchung verpflichteten Flaggenstaat untersuchen kann, wenn ein entsprechendes öffentliches Interesse vorliegt und der gem. Art. 94 Abs.7 S.1 SRÜ zur Untersuchung verpflichtete Flaggenstaat nach Maßgabe seiner sich aus Art. 94 Abs.7 S.2 ergebenden Verpflichtung bereit ist, mit dem Bundesoberseeamt bei der von diesem veranlaßten Untersuchung zusammen- zuarbeiten. Die Untersuchung gem. § 24a SeeUG stellt bei drei Untersu- chungsverfahren seit 1995 auch hinsichtlich der Zusammenarbeit mit anderen Flaggenstaaten den Ausnahmefall, die Untersuchung nach den Abschnitten 1 bis 8 des SeeUG stellt auch bei in der Zusammenarbeit mit anderen Staaten (Beispiele: JANRA, PRINS RICHARD, SASSNITZ, RÜGEN) den Regelfall dar.

Ergänzend verweise ich auf die ausführliche Beantwortung der Frage 6 der Fraktion der F.D.P.
Frage 8:  Bietet das jetzige SeeUG einen ausreichenden Rahmen zur Unfalluntersuchung?

Der gesetzliche Rahmen ist ausreichend, wenn er voll ausgeschöpft wird. Um dies sicherzustellen, sollte die Dienstanweisung zum Seeunfalluntersuchungsverfahren (DASeeUVf) bis zu einer meines Erachtens gebotenen Gesetzänderung dahingehend ergänzt werden, daß die Seeämter angewiesen werden,

---
bei ihren Untersuchungen nach § 1 den IMO-Code A.849(20) zu beach- ten, wenn ein Schiff unter fremder Flagge am Seeunfall beteiligt ist (Anweisung zu § 2 Abs.1 SeeUG. Dieser ist wiederum bei Untersuchun- gen gem. § 24a SeeUG entsprechend anzuwenden); 

---
auch die den Seeunfall begünstigenden Faktoren und etwaige Schwach- stellen des Seesicherheitssystems als „Umstände“ im Sinne des § 3 SeeUG zu ermitteln;

---
bei Seeunfällen, welche sich im Ausland ereignen, in der Regel davon auszugehen ist, daß der Sachverhalt eine Beweisaufnahme vor Ort im Sinne des § 12 SeeUG außerhalb und vor der mündlichen Verhandlung erfordert.

Außerdem sind den Seeämtern die insbesondere für die Ermittlungen im Ausland erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Der Sachmittel-Etat der Seeämter von jährlich DM 38.000 reicht hierfür bei weitem nicht aus.

c.) Auch außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer?

Das geltende SeeUG bildet einen ausreichenden Rahmen zur Ursachen- feststellung auch außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer, wenn alle Möglichkeiten des Gesetzes, insbesondere die gemäß § 12 SeeUG bestehende Möglichkeit, außerhalb der mündlichen Verhandlung Beweise aufzunehmen, wenn der Sachverhalt es erfordert oder die Beweisaufnahme in der Verhandlung voraussichtlich nicht möglich oder besonders erschwert sein würde, voll ausgeschöpft werden.

Bei Seeunfällen im Ausland, bei welchen die Wasserschutzpolizeien der Länder nicht ermitteln, ist es meines Erachtens erforderlich, Ermittlungen des Seeamtes im Ausland durchzuführen, da im allgemeinen die Gefahr besteht, daß die Beweisaufnahme in der Verhandlung alternativ nicht möglich ist oder besonders erschwert wird (Ziffer 6.5 des IMO-Codes und Ziffer 2.2.1. des Anhangs 2 verlangen Untersuchungen „sobald wie möglich nach dem Ereignis).  

Ergänzend verweise ich auf die Beantwortung der Frage 15 der Fraktion der F.D.P.
d.) Datenschutzrechtliche Grundlagen

"Bei der Übermittlung personenbezogener Daten an ausländische Untersu- chungsstellen sind die schutzwürdigen Interessen der Betroffenen in beson- derer Weise zu berücksichtigen. Nach dem geltenden SeeUG sind die Seeämter nicht verpflichtet, ausländischen Behörden personenbezogene Daten zugäng- lich zu machen. Der Vorsitzende hat unter Beachtung der Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes hierüber zu befinden. Gem. Artikel 26 der EG-Datenschutzrichtlinie (95/46/EG vom 24.10.1995) ist bei Ländern der EG von einem ausreichenden Datenschutzstandard auszugehen.

Frage 9:   Schlußfolgerungen aus der Untersuchungen von Seeunfällen

Welche Schlußfolgerungen aus der Untersuchung von Seeunfällen gezogen werden, kann nur für den Einzelfall beurteilt werden. Die Schlußfolgerungen aus der Havarie des Frachters Pallas sind bekannt, die Schlußfolgerungen aus anderen Fällen nicht. 

Von Bedeutung ist derzeit, daß die Seeämter nach der Dienstanweisung zum Seeunfalluntersuchungsverfahren - DASeeUVf - folgendes zu beachten haben:

"Wenn das Ergebnis der Untersuchung erkennen läßt, daß Maßnahmen not- wendig sind, um Wiederholungen ähnlicher Unfälle möglichst auszuschließen oder hinsichtlich der Unfallfolgen zu mindern, hat das Seeamt bei der Über- sendung der Spruchformel darauf hinzuweisen; die See-Berufsgenossenschaft (Schiffssicherheitabteilung), das Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrogra- phie bzw. die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen Nord und Nord-West haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu berichten, welche Maßnahmen ergriffen werden bzw. welche Änderungen oder Ergänzungen von Seeverkehrsvorschriften bzw. Umweltschutzvorschriften sie ggfs. für notwendig halten“ (DASeeUVf zu § 17 Abs.4 SeeUG).

Insbesondere die Schifffahrtsverwaltungen, die Wasserschutzpolizeien der Länder, die Reedereien,  Klassifikationsgesellschaften, nautischen und techni- schen Fach(hoch)schulen und weitere, an der Schiffssicherheit intereressierte Kreise werten die seeamtlichen Sprüche aus. Insoweit werden Schlußfolge- rungen aus den Untersuchungen gezogen und können die Untersuchungs- ergebnisse zur Optimierung der Schiffssicherheit beitragen.

Die o.g. Dienstanweisung ist zu begrüßen und als "verwaltungsinterne Sicherheitsempfehlung" zu bewerten. Erforderlich sind darüber hinaus mit dem seeamtlichen Spruch zu veröffentlichende, auch an die Allgemeinheit gerichtete Sicherheitsempfehlungen.

Meines Erachtens ist es erforderlich, das Untersuchungsziel so, wie in § 3 Abs.1 des FDP-Gesetzentwurfes vorgeschlagen, zu erweitern. Der Vorschlag beinhaltet die Herausgabe von Sicherheitsempfehlungen. 

Ergänzend verweise ich auf die Beantwortung der Frage 13 der Fraktion der F.D.P.
Frage 10:   Neutralität der geplanten Bundesstelle und Möglichkeiten der Einflußnahme

Ich verweise auf die Beantwortung der Frage 18 der Fraktion der F.D.P.
Frage 11:  Ist eine sofortige Patentenziehung auch im Rahmen der Vorprüfung nach § 22 SUG möglich?

Eine sofortige Patententziehung ist im Rahmen der Vorprüfung nach § 22 des Regierungsentwurfes eines SUG nicht möglich. Gemäß § 22 III SUG wird das Seeamt erst nach einer Vorprüfung der WSD eingeschaltet. Da eine § 14 VI und 6 III des geltenden SeeUG entsprechende Regelungen im SUG nicht enthalten sind, ist eine sofortige vorläufige Patententziehung und die Anordnung der sofortigen Vollziehung wie nach dem geltenden Gesetz möglich und praktiziert nicht möglich. Insoweit nimmt der Regierungsentwurf eines SUG mit Eignungsmängeln einhergehende Gefährdungspotenziale in Kauf.

Frage 12:  Untersuchung bei einem Unfall außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer

a.)  Welche deutschen Seeunfalluntersuchungsbehörden sind zuständig?  

Die Untersuchungen erfolgen gemäß § 1 Abs.1 Ziffer 3 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 SeeUG durch das Seeamt, wenn ein Seeschiff beteiligt ist, welches berechtigt ist, die Bundesflagge zu führen oder ein Binnenschiff in einem Schiffsregister der Bundesrepublik eingetragen ist oder ein am Seeunfall Beteiligter ein Befähigungszeugnis oder eine Zulassung als Seelotse besitzt. Insbesondere bei der Feststellung des Sachverhaltes und der Sicherung der Beweise wirken gemäß § 13 SeeUG die Auslandsvertretungen mit. Dies ist der Regelfall derjenigen Untersuchungen, bei denen wie im Falle der Untersu- chung des Seeunfalles JANRA eine Zusammenarbeit mit anderen Staaten (Flaggen- und Küstenstaaten) auf der Grundlage des IMO-Codes besonders wichtig ist. 
Ist weder ein Schiff/Binnenschiff, welches berechtigt ist, die Bun​desflagge zu führen/in einem deutschen Schiffsregister eingetragen ist noch der Inhaber eines Befähi​gungszeugnisses oder einer Zulassung als Seelotse Beteiligter eines sich außer​halb der Deutschen Hoheitsgewässer ereignenden Seeunfalles, kann das Bundesoberseeamt gemäß § 24 a SeeUG im Rahmen einer Zusammenarbeit mit dem ausländischen Flaggenstaat die Un​tersuchung durchführen, wenn deutsche Staatsangehörige oder Personen mit Sitz oder Wohnsitzen in der Bundesrepublik betroffen oder die deutsche Küste oder damit zusammenhängende Interessen gefährdet worden sind und an der Untersu​chung ein sonstiges öffentliches Interesse besteht. Bei drei Unter- suchungen seit 1995 ist dies der Ausnahmefall der Untersuchungen, bei denen es auf eine Zusammenarbeit mit anderen Staaten (Flaggen- und Küstenstaaten) ankommt.

b.) Maßnahmen, um an Seeunfalluntersuchungen in internationalen Gewässern beteiligt zu werden? 
Es ist mit der gemäß § 13 SeeUG zuständi​gen Auslandsvertretung der Bun- desrepublik sowie der zuständigen Seeunfallun​tersuchungsorganisation des Empfangsstaates Kontakt aufzunehmen, um die Einzelheiten der Untersuchung festzulegen und gem. Ziffer 6.5 des IMO-Codes und Ziffer 2.2.1. des Anhangs 2 zum Code mit den Untersuchungen „sobald wie möglich nach dem Ereignis“ zu beginnen.

Frage 13:  Möglichkeiten der Zusammenarbeit der geplanten Bundesstelle mit Bundes- und Landesbehörden bei einem Seeunfall im deutschen Küstenmeer

Gemäß § 13 Abs. 3 SUG kann die geplante Bundesstelle zur Erfüllung ihrer Aufgabe mit Dienststellen der Bundesländer Vereinbarungen über Organleihe in bestimmten Einzelfällen abschließen, Absprachen für die Heranziehung von Nachweismitteln und Untersuchungsergebnisse treffen oder sonst in der ihr ge​eignet erscheinenden Weise zusammenarbeiten. Die Vereinbarungen sind im Ver​kehrsblatt bekanntzumachen.

Der gesetzliche Ermittlungsauftrag der Wasserschutzpolizeien der Länder bleibt gem. § 35 des Regierungsentwurfes eines SUG unberührt. 

Frage 14:  Welche Vor- und Nachteile ergeben sich für Beteiligte und interessierte Gruppen aus einer nichtöffentlichen Seeamtsverhandlung?

Zur Klarstellung erlaube ich mir den Hinweis, daß eine nichtöffentliche See- amtsverhandlung lediglich einen Ausschluß der Öffentlichkeit bewirkt. Es wird aber eine Verhandlung durchgeführt, in welcher der Grundsatz der Parteiöffentlichkeit gilt. 
Das Verfahren nach dem geltenden SeeUG sieht eine öffentliche Verhand- lung vor, das Verfahren vor der Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung nach dem SUG sieht keine Verhandlung und zwar auch keine nichtöffentliche Verhandlung, sondern nur ein behördeninternes Untersuchungsverfahren vor.

Hinsichtlich der Darlegung der Vor- und Nachteile verweise ich auf die Beantwortung der Frage 5 der Fraktion der F.D.P.
Frage 15:   Bedeutung der Mediations- und Schiedsgerichtsverfahren für die Seeunfalluntersuchung

Den ständig wichtiger werdenden Instumenten der Mediation und freiwilligen Schiedsgerichtsbarkeit kommt zur Vermeidung etwaiger Nach​teile eines nicht- öffentlich durchgeführten Seeunfalluntersuchungsverfahrens keine Bedeutung zu. Diese Verfahren mögen für die zivilrechtliche Bewertung (Schadensver- teilung etc.) der festgestellten Ursachen und Umstände eines   Seeunfalles, nicht jedoch für die Feststellung der Ursachen selbst geeignet sein.

Die mangelnde Transparenz der nach dem Regierungsentwurf geplanten nichtöffentlichen Untersuchung dient nicht dem Rechtsfrieden. Sie wird im Gegenteil dazu beitragen, daß von einem Seeunfall Betroffene bei fehlender Akzeptanz der Untersuchungsberichte zur Feststellung der Unfallursachen die Hilfe der Zivilgerich​te, Verwaltungsgerichte und Arbeitsgerichte in Anspruch nehmen und wie im Falle ESTONIA eigene Untersuchungen durchführen werden.

Frage 16:  Andere verwaltungsrechtliche Verfahren zur Entziehung/Einschränkung von Berechtigungen

Es gibt im deutschen Verwaltungsrecht diverse Verfahren zur Einschränkung von Betriebserlaubnissen und persönlichen Berechtigungen. Fahrverbote gemäß § 25 Abs. 1 StVG werden von den Verwaltungsbehörden grundsätzlich nur dann verhängt, wenn der Betroffene im Sinne des § 24 StVG ordnungswidrig gehandelt hat und wenn deswegen von der untersuchenden Verwaltungsbehörde gegen ihn eine Geldbuße festgesetzt wird. Im übrigen bin ich nicht der Meinung, daß dem Seeamt die Funktion eines Anklägers und Richters in Perso​nalunion zukommt. 

Frage 17:   Vor- und Nachteile der Wiedereinführung der Berufungsinstanz im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

Durch die Wiedereinführung des verwaltungsgerichtlichen Berufungsver- fahrens werden sich in der Praxis zwar keine Nachteile, aber in der Regel auch keine nennenswerten Vorteile gegen über dem geltenden SeeUG ergeben. Nach der Systematik des Regierungsentwurfes eines SUG ist die Berufung schon deshalb unabdingbar erforderlich, weil der Entwurf den Wegfall des effektiven und akzeptierten Widerspruchsverfahrens vor dem Widerspruchsausschuß des Bundesoberseeamtes vorsieht.

So​wohl nach dem geltenden Gesetz als auch nach dem SUG ist der verwal​tungsgerichtliche Rechtsschutz bereits in der ersten Instanz als Tatsachen- instanz hinsichtlich der Überprüfbarkeit der Tatsachen erheblich einge- schränkt, so daß die Überprüfung einer derartigen Entscheidung in einem Berufungsverfahren vor dem Oberverwaltungsgericht dem Betroffenen nur in "Exotenfällen" einen Vorteil bringt. 

Der Wegfall des Widerspruchsverfahrens nimmt dem betroffenen Patent- in​haber demgegenüber eine wichtige und effektive Tatsacheninstanz, da das Bundesoberseeamt die Entscheidung des Seeamtes vollumfänglich überprüft und auch hinsichtlich der Eignung des Patentinhabers zur Berufsausübung anders als das Verwaltungsge​richt die Entscheidung des Seeamtes durch eine eigene gutachterliche Prognose ersetzen kann.

Wegen der weiteren Einzelheiten verweise ich auf die Beantwortung der Frage 4.-b.) der Fraktion der F.D.P.
Frage 18:   Verzicht auf den Fachhochschulabschluß für Lotsen

Ich halte den geplanten Verzicht auf den Fachhochschulabschluß für Seelotsen nicht für angemessen.

Hinsichtlich der Begründung verweise ich auf die Beantwortung der Frage 21 der Fraktion der F.D.P.

II. Fragen der Fraktion der CDU/CSU
Frage 1: Besteht ein notwendiger Anlaß, das bisherige Verfahren zu ändern?

Nach meiner Einschätzung hat sich das bisherige Verfahren in der Praxis im Wesentlichen bewährt. Ich sehe jedoch die Notwendigkeit, das derzeitige Verfahren zu modifizieren, ohne hierbei jedoch ‑ wie mit dem Regierungs- entwurf eines SUG für den Bereich der Seeunfalluntersuchung durch die geplante Bundesstelle vorgesehen - ein bewährtes und bei aller Einzelfallkritik weitgehend akzeptiertes Verfahren ohne eine sachlich begründete Notwendig- keit abzuschaffen und durch ein von den beteiligten Kreisen mit Ausnahme des VDKS abgelehntes, grundlegend neues Verfahren zu ersetzen.

Im Rahmen der Anpassung des geltenden Gesetzes halte ich folgende Änderungen für erforderlich:

a.)  IMO-Code A.849(20)
Der IMO-Code A.849 (20) ist in der seeamtlichen Untersuchung zu berücksichtigen. Hier gibt es die Möglichkeit, den Code im Rahmen der mit dem FDP-Gesetzentwurf vorgeschlagenen „großen Lösung“ in das Gesetz einzuarbeiten oder die Anwendung des Codes durch die Seeämter durch eine Ergänzung des § 2 Abs.1 SeeUG anzuordnen. Die Untersuchungen nach den Abschnitten 1 bis 8 des SeeUG sind – auch hinsichtlich der Zusammenarbeit mit anderen Staaten, der Regelfall (Beispiele: JANRA, PRINS RICHARD, SASSNITZ, RÜGEN), die Untersuchungen gem. § 24a SeeUG bei drei Untersuchungen seit 1995 der Ausnahmefall.

Im Rahmen einer sogenannten „Minimallösung“ könnte § 2 Abs. 1 SeeUG um folgenden Satz 3 ergänzt werden:

„Das Seeamt hat bei der Untersuchung im Rahmen der von ihm zu beachtenden Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland die Regelungen des IMO-Codes a. 849 (20) für die Untersuchung von Unfällen und Vorkommnissen auf See zu berücksichtigen.“

§ 2 ist im Rahmen einer gem. § 24a SeeUG durchgeführten Untersuchung entsprechend anzuwenden, so daß der IMO-Code auch bei den gem. § 24a SeeUG durchgeführten Untersuchungen anzuwenden wäre.

Besser wäre es, den Gesetzesvorschlag der F.D.P.-Fraktion – ggf. auch modifiziert - zu übernehmen. Es ist unproblematisch, die Definitionen des IMO-Codes zu übernehmen. Es ist jedoch nicht ganz unproblematisch, in einem Verfahren mit öffentlicher Verhandlung die Regelungen des IMO-Codes einschließlich der die Zusammenarbeit mit anderen Staaten betreffenden Regelungen mit den Beteiligtenrechten der von der Untersuchung eines Seeunfalles Betroffenen und deren Rechtsbehelfsmöglichkeiten sowie den Belangen des Datenschutzes zu verknüpfen. Die „Minimallösung“ mag notfalls als Übergangslösung dienen, um den Anforderungen der EU an die Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG zu entsprechen, beinhaltet aber das Risiko von Anwendungs- und Auslegungsproblemen und damit vermeidbarer Widerspruchsverfahren.

Ergänzend verweise ich auf die Beantwortung der Frage 2 der Fraktion der SPD und Bündnis 90/Die Grünen und die Beantwortung der Frage 6 der Fraktion der FDP.
b. )  § 3 SeeUG: Untersuchungsziel; nichtunfallursächliches  fehlerhaftes Verhalten

Das Untersuchungsziel des § 3 SeeUG sollte entsprechend dem Vorschlag gemäß § 3 des FDP-Entwurfes neu formuliert werden. Zu untersuchen sind auch diejenigen Umstände, welche den Seeunfall begünstigt haben. Darüber hinaus sind etwaige Schwachstellen des Seesicherheitssystems zu ermitteln, ggf. sicherheitserfördernde Maßnahmen zu erarbeiten und Sicherheitsemp- fehlungen auszusprechen

Zwar reicht der gesetzliche Rahmen des § 3 Abs. 1 SeeUG bei einer weiten Auslegung des „Umstandsbegriffes“ aus, um den Anforderungen nach einer Untersuchung derjenigen Umstände, welche den Seeunfall begünstigt haben, zu entsprechen. Zusätzlich ist es erforderlich (wie auch in § 9 Abs.2 des Regierungsentwurfes eines SUG vorgesehen), die Schwachstellen des Seesicherheitssystems zu ermitteln. Die weiteren Forderungen nach der Erar- beitung sicherheitsfördernder Maßnahmen und der Herausgabe von Sicher- heitsempfehlungen ergeben sich aus dem IMO-Code.

Die Regelung des § 3 Abs. 2, ein fehlerhaftes Verhalten stets zu überprüfen und zwar auch dann, wenn dieses Verhalten nicht für den Unfall ursächlich war, sollte ersatzlos aufgehoben werden, da sie nicht dem Untersuchungsziel dient.

Ergänzend verweise ich auf die Beantwortung der Frage 13 der Fraktion der FDP.
c.) Vor-Ort-Untersuchungen im Ausland

Zwar besteht gemäß § 12 SeeUG die Möglichkeit, im Ausland zu ermitteln und außerhalb der mündlichen Verhandlung Beweise aufzunehmen. Der Mitwirkung der Auslandsvertretungen gemäß § 13 SeeUG kommt keine sonderlich große Bedeutung zu. Da gemäß Ziffer 6.5 des IMO-Codes und Ziffer 2.2.1 des Anhangs 2 die Untersuchungen „so bald wie möglich nach dem Ereignis“ durchgeführt werden sollen und die sofortige Durchführung durch den eigenen gesetzlichen Ermittlungsauftrag der Wasserschutzpolizeien der Küstenländer nur in den deutschen Gewässern sichergestellt ist, halte ich es für erforderlich, § 12 Abs. 1 und § 13 des geltenden SeeUG den aktuellen Erfordernissen einer Seeunfalluntersuchung im Ausland anzupassen. Diesbezüglich verweise ich auf die Regelungen gem. §§ 16 und 17 des F.D.P.-Entwurfes.

Ergänzend verweise ich auf die Beantwortung der Fragen 8 der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen und Frage 15 der Fraktion der FDP.

d.) Bundesoberseeamt

Ich halte es für erforderlich, den Aufgabenbereich des Bundesoberseeamtes so, wie im § 8 des FDP-Entwurfes vorgeschlagen, zu erweitern. Um insbeson- dere den Anforderungen der künftigen internationalen Zusammenarbeit der Seeunfalluntersuchung gerecht zu werden, sollte die Position des Vorsitzenden des Bundesoberseeamtes künftig nicht mehr ehrenamtlich, sondern haupt- amtlich besetzt werden.

e.) (Funktionelle) Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit

Ich halte es für erforderlich, daß das Bundesoberseeamt und die Seeämter ihre Aufgaben funktionell und organisatorisch unabhängig von den Aufsichtsbehörden ausüben. Dies ist derzeit nicht der Fall. Die Regelungen gem. §§ 7 Abs.5 des F.D.P.-Entwurfes und 12 Abs.2, 3 des Regierungsent- wurfes eines SUG gewährleisten zwar nicht die Unabhängigkeit, aber immer- hin die funktionelle Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit.

Hinsichtlich der Einzelheiten verweise ich auf die Beantwortung der Frage 18 der Fraktion der FDP.

f.) Personal- und Sachmittel

Schließlich halte ich es für erforderlich, den Seeunfalluntersuchungsbehörden die für die effektive Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Mittel einschließlich der für die Untersuchungen im Ausland erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Der Anwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage der F.D.P.- Fraktion (BT-Drucks. 14/6678, Frage 14) ist zu entneh- men, daß die Sachkosten der Seeämter für die Haushaltsjahre 2001 und 2002 mit jeweils DM 38.000,00 veranschlagt wurden. Der Bundeshaushalt 2001 sah für die Seeämter und das Bundesoberseeamt einen Gesamtetat in Höhe von DM 941.000,00, für die Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung in Höhe von DM 5,317.000,00 vor. 

Die Darstellung der Arbeit der Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung (BFU) im Internet betrachte ich als vorbildlich und für den Bereich der Seeunfalluntersuchung als nachahmenswert.  

Die sich aus Ziffer 11 des IMO-Codes ergebende Verpflichtung, ausreichende Personal- und Sachmittel zur Verfügung zu stellen, wurde in § 7 Abs.8 des F.D.P.-Entwurfes umgesetzt.

Ergänzend verweise ich auf die Beantwortung der Frage 20 der Fraktion der F.D.P.

g.) Qualifikation und Fortbildung der Ausschußmitglieder

Ich halte es für erforderlich, die Anforderungen an die Qualifikation der Seeamtsvorsitzenden sowie die Auswahl der ehrenamtlichen Beisitzer und die praktische und theoretische Fortbildung der Seeamtsmitglieder so, wie im § 10 des F.D.P.-Entwurfes vorgeschlagen, zu ändern. Hierdurch wird sicher- gestellt, daß alle Seeamtsmitglieder – hauptamtliche und ehrenamtliche - ihre Funktion aufgrund aktuell erworbener Kenntnisse effektiv ausüben können. Das im § 10 Abs.4, Ziffern 2. und 3. des F.D.P.-Entwurfes vorgesehene Vorschlags- und Auswahlverfahren sollte dahingehend geändert werden, daß die Vorschlagsliste vom Bundesoberseeamt aufgestellt und die Auswahl vom Ständigen Ausschuß gem. § 8 Ziffer 10 vorgenommen wird.   

Frage 2:  Besteht derzeit der Zwang, bis zum 28.02.2002 eine EU-Richtlinie mit dem IMO-Code in nationales Recht umzusetzen?

Ich halte es für erforderlich, die Anwendung des IMO-Codes durch die Seeämter zu gewährleisten. Nicht ersichtlich ist, daß die Umsetzung bis zum 28.02.2002 folgen muß.

Hinsichtlich der Einzelheiten verweise ich auf die Beantwortung der Frage 4 der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 

Frage 3:  Ist tatsächlich eine Vergleichbarkeit der Verfahren der Seeunfalluntersuchung in der Luftfahrt einerseits und der Schiffahrt andererseits gegeben?

Die Untersuchung von Flugunfällen unterscheidet sich von der Untersuchung der Seeunfälle vor allem dadurch, daß bei der Untersuchung von Flugunfällen in der Regel der Flug- und Stimmenrekorder zur Auswertung des Unfallher- ganges zur Verfügung stehen und das Flugunfalluntersuchungsverfahren als „betrieblich-technisches Verfahren“ zur Untersuchung der 80 % auf „mensch- lichem Fehlverhalten“ beruhenden Seeunfälle weniger geeignet ist, als das Verfahren nach dem geltenden SeeUG.

Ergänzend verweise ich auf die Beantwortung der Fragen 7 und 16 der Frak- tion der FDP.

Frage 4: Ist im angestrebten SUG-Verfahren die Einbindung von Fachkompetenz, die Fairneß des Verfahrens, die Vermeidung der Ausgrenzung ehrenamtlich Tätiger, die Möglichkeit eines Widerspruchsverfahrens und die Beibehaltung der bisherigen Befriedungfunktion sichergestellt?

a.)
Fachkompetenz; Vermeidung der Ausgrenzung ehrenamtlich Tätiger

Die Einbindung unabhängigen Sachverstandes ist im Regierungsentwurf eines SUG nicht gewährleistet. Die Beauftragten gemäß § 15 Abs.4 SUG sowie die Verwaltungshelfer gemäß §§ 15 Abs.1, 14 Abs. 4 FLUUG sind weisungs- gebunden. Die Bundesstelle bestimmt den Umfang ihrer Mitwirkung. Dagegen haben die Beisitzer der Seeämter das gleiche Stimmrecht wie der Vorsitzende und sind dessen Weisungen nicht unterworfen. Der Beurteilungshorizont der Ausschüsse der Seeämter und die Unabhängigkeit der keinen Weisungen unterliegenden, von den Beteiligten als Berufskollegen akzeptierten ehrenamt- lichen Seeamtsbeisitzer führt insbesondere zu einer besseren Beurteilung der menschlichen Einflußfaktoren.

Ergänzend verweise ich auf die Beantwortung der Frage 5-d.) der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen sowie die Beantwortung der Frage 16 der Fraktion der FDP.
b.)  Faires Verfahren 

Aus der Sicht eines Betroffenen, dessen Verhalten Gegenstand einer Seeunfalluntersuchung ist, wird sich das Untersuchungsverfahren nur dann als fair darstellen, wenn der Betroffene nicht den Eindruck hat, lediglich das Objekt einer staatlichen Untersuchung, auf deren Ablauf er keinen Einfluß nehmen kann, zu sein.

Nach dem geltenden SeeUG haben die Betroffenen die sich aus dem Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) ergebenden Beteiligtenrechte, insbesondere das Recht, Akteneinsicht zu nehmen (in einem mir bekannten Fall wurde erst durch Akteneinsicht festgestellt, daß den Beteiligten entlastende Unterlagen nicht zur Akte gelangt waren), sich durch einen Beistand vertreten zu lassen, Angaben oder bei Bedarf auch keine Angaben zur Sache zu machen, Beweismittel anzugeben, Beweisanträge zu stellen und in denjenigen Fällen, in denen die Wahrung ihrer Interessen es erfordert, auch außerhalb der mündlichen Verhandlung zu Beweisaufnahmen herangezogen zu werden. Diese Rechte stärken das Vertrauen des Betroffenen in die Rechtmäßigkeit des Untersuchungsverfahrens.

Im Verfahren vor der geplanten Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung gelten die Vorschriften des VwVfG nicht. Die Beteiligten haben dort nur die in der Frage 5-b.) der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen genannten Rechte, von denen das Aussageverweigerungsrecht dem Recht des Beteiligten nach dem geltenden SeeUG, Angaben zur Sache zu machen oder nicht, im Ergebnis entspricht.

Im US-Seeunfalluntersuchungsverfahren haben die Beteiligten folgende Rechte:

„Each designated party in interest at a marine casualty investigation, whether conducted by an I.O. or a marine board, shall be accorded all the rights set forth in 46 U.S.C. 6303. Specifically, those rights are to be represented by legal counsel, to cross­examine witnesses, and to call witnesses in his or her own behalf. These rights should be explained at the beginning of the investigation and again, as necessary, when parties in interest are designated during the course of the investigation. A party in interest may be required to speak through a single representative“. 

Wenn eine bedeutende Nation mit einem allseits als vorbildlich anerkannten Seeunfalluntersuchungsverfahren wie die USA die Notwendigkeit sieht, Betei- ligte eines Seeunfalluntersuchungsverfahrens vor ihrer ersten Anhörung bzw. Vernehmung auf ihre wichtigsten, sich aus dem Gesetz ergebenden Rechte hinzuweisen, sollte sich auch die Bundesrepublik einer entsprechenden Rege- lung nicht verschließen und nicht, wie im Regierungsentwurf vorgesehen, mit den Stimmen aller Parteien des Bundestages im Jahr 1985 beschlossene Mitwirkungs- und Rechtsbehelfsmöglichkeiten abschaffen. 
Die Behauptung, im Untersuchungsverfahren vor der geplanten Bundesstelle würden bessere Untersuchungsergebnisse erzielt, weil es in diesem Verfahren keine Beteiligten mit Beteiligtenrechten, sondern nur noch Zeugen gebe, ist falsch. Denn derjenige, welcher meint, durch das Untersuchungs- ergebnis möglicherweise belastet zu werden, wird die Aussage ebenso verweigern wie ein Beteiligter einer Untersuchung nach dem SeeUG. 

Die Behauptung, im Seeamtsverfahren würden schriftliche Aussagen von Beteiligten z.T. in Reedereiräumen oder Anwaltskanzleien geschrieben, mag im Einzelfall zutreffen. Jedoch wird sich hieran auch in dem geplanten Verfahren vor der Bundesstelle nichts ändern, da derjenige, der nicht aussagen möchte, sich auf sein Zeugnisverweigerungsrecht gem. § 16 Abs.3 FLUUG oder 15 Abs.6 SUG berufen oder eine (wo auch immer geschriebene) schriftliche Erklärung abgeben wird.

c.)  Möglichkeit eines Widerspruchsverfahren

Die Möglichkeit eines Widerspruchsverfahrens ist im Regierungsentwurf eines SUG nicht gegeben, und zwar weder im Verfahren vor der geplanten Bundesstelle noch in den hinsichtlich der Berechtigungsangelegenheiten vor den Seeämtern geführten Verfahren.

Hinsichtlich der Einzelheiten verweise ich auf die Beantwortung der Frage 4 der Fraktion der FDP.
d.)  Befriedungsfunktion des Verfahren
Ein Verfahren wie das geltende SeeUG, in welchem

---
eine öffentliche mündliche Verhandlung stattfindet,

---
derjenige, dessen Verhalten von der Untersuchung betroffen ist, sich durch die Einräumung der Beteiligtenrechte des VwVfG aktiv am Verfahren beteiligen kann,

---
die Möglichkeit der auch in tatsächlicher Hinsicht vollständigen Überprü- fung der seeamtlichen Entscheidung vor einem sich unter anderem auch aus fachkundigen Berufskollegen zusammensetzenden Widerspruchs- ausschuß des Bundesoberseeamtes und einer weiteren verwaltungsge- richtlichen Überprüfbarkeit besteht,

trägt deutlich mehr zur Befriedung und Akzeptanz der behördlichen und gege- benenfalls verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen bei, als ein Verfahren ohne vergleichbare Mitwirkungs- und Rechtsbehelfsmöglichkeiten wie das mit dem Regierungsentwurf eines SUG vorgeschlagene Verfahren.

Frage 5: Ist auch im angestrebten neuen Verfahren der Grundsatz der Öffentlichkeit gewährleistet?

Im angestrebten neuen Verfahren ist jedenfalls für die Untersuchung der geplanten Bundesstelle der Grundsatz der Öffentlichkeit ausgeschlossen. Ich halte dies für falsch.

Hinsichtlich der Einzelheiten verweise ich auf die Beantwortung der Frage 5 der Fraktion der FDP.

Frage 6: Ist auch im angestrebten neuen (SUG-) Verfahren der Datenschutz sichergestellt?

Gemäß § 15 Abs. 1 des Entwurfes eines SUG gilt § 26 FLUUG mit Ausnahme des Absatzes 4 Satz 2 entsprechend. Gemäß §§ 26 Abs. 4 S.1, 15 Abs.2 S.2, 14 FLUUG darf die Bundesstelle Daten nach § 25 FLUUG, mithin personenbezogene Daten, an die Flaggenstaaten, andere Staaten mit einem erheblichen Interesse an einer Seeunfall-Untersuchung sowie die IMO übersenden, falls beim Empfänger ein angemessener Datenschutzstandard gewährleistet ist. Die Einschränkung des § 15 Abs. 2 Satz 1 auf diejenigen Fälle, bei denen die Übersendung mit § 19 vereinbar ist, gilt nicht.

Ich habe Bedenken, ob die Bundesstelle in der Lage ist, zu beurteilen, ob ein angemessener Datenschutzstandart beim Empfänger gewährleistet ist. 

§ 32 Abs.4 des F.D.P.-Entwurfs sieht vor, daß personenbezogene Daten im Sinne des § 37 Abs.1 nur an Staaten der Europäischen Gemeinschaft und solche vom BMVBW im Verkehrsblatt zu veröffentlichende Staaten, welche einen angemessenen Datenschutz gewährleisten und die Gegenseitigkeit der Rechte gewährleisten, weitergegeben werden dürfen.

Frage 7:  Wird den Einwendungen des Bundesrates hinreichend Rechnung getragen und was ergibt sich daraus für die zukünftigen Aufgaben der Seeämter?

Ich bin der Meinung, daß den Einwendungen des Bundesrates nicht Rechnung getragen wurde. Dies ist der Gegenäußerung der Bundesregierung zu entnehmen.

Zur Gegenäußerung der Bundesregierung wurden diverse Fragen von der Fraktion der FDP gestellt. Ich verweise auf die Beantwortung der Fragen 1, 4, 5, 6, 8, 10, 11, 12, und 13 der Fraktion der F.D.P. 

III. Fragen der Fraktion der FDP

Frage 1: Internationaler Standard der Seeunfalluntersuchung 

Schaut man in das Lexikon, so wird unter Standard ein durch Vereinheitlichung geschaffener fester Maßstab für bestimmte ... verstanden. Im Bereich der Seeun​falluntersuchung ist deshalb die Frage zu stellen, ob international ein durch Ver​einheitlichung geschaffener fester Maßstab für die Seeunfalluntersuchung be​steht. Hierbei ist zwischen einem Standard im normativen Bereich (nachstehend a.) und im Bereich der Staatenpraxis (nachstehend b.) zu differenzieren.

a.)  Normativer Standard

Hierunter fallen die in der Anlage zum Regierungsentwurf eines SUG bezeich- neten, in der internationalen Staatenpraxis einschließlich der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich der Zusammenarbeit zwischen den Staaten weit- gehend noch nicht umgesetzen allgemein anerkannten völkerrechtlichen Vorschriften und EU-Richt​linien. Von besonderer Bedeutung sind insbe​sondere die Regelung des Art. 94 Abs. 7 des UN-Seerechtsübereinkommens (SRÜ) sowie der Code der Internationalen Seeschiffahrtsorganisation IMO für die Untersu​chung von Seeunfällen und Vorkommnissen auf See - IMO-Code A.849 (20) erwei​tert, um die Entschließung der 21. Vollversammlung der IMO A.884 (21) vom 25.11.1999 (Richtlinien für die Untersuchung mensch​licher Einflußfaktoren und Vorkommnissen auf See) und die Richtlinie 1999/35 EG. 

Beim IMO-Code handelt es sich um einen Verhaltenscodex. Verhaltens- codizes sind insbesondere im Rahmen von internationalen Organisationen getroffene zwischenzeitliche Absprachen, wel​che der Schaffung einheitlicher Verhaltensmuster dienen. Es sind keine völker​rechtlichen Verträge, sondern unverbindliche Empfehlungen an Staaten (Ibsen, Völkerrecht, § 9 Rd-Nr. 16). 

Der IMO-Code hat das Ziel, ein einheitliches Vorge​hen der Staaten bei der Untersuchung von Seeunfällen sowie die Zusammenar​beit der Staaten bei der Ermittlung der Umstände, welche zu Seeunfällen beitra​gen, unter Beachtung der nationalen Regelungen und Praktiken in dem Umfang, wie es die staatliche Rechtslage zuläßt, zu fördern (Ziffern 1.2 und 3 des Codes). Insoweit kann der IMO-Code auch als IMO-Wunsch-Standard bezeichnet werden, aus dem sich bei entsprechender Akzeptanz der Staatengemeinschaft ein interna​tionaler Standard der Staatenpraxis entwickeln kann. 

b.)  Standard im Bereich der Staatenpraxis ?

Nach einer ersten Durchsicht der mir bislang vorliegenden Seeunfallunter- suchungsregelungen von 16 Staaten bin ich der Meinung, daß sich im Bereich der Staatenpraxis der Seeunfalluntersuchung noch kein internationaler Standard gebildet hat.

c.) Entspricht das geltende SeeUG dem internationalen Standard?

Das geltende deutsche SeeUG entspricht hinsichtlich der sich aus Art. 94 Abs. 7 S. 2 des UN-Seerechtsübereinkommens (SRÜ) ergebenden Verpflichtung zur Zu​sammenarbeit mit anderen Staaten nicht dem internationalen Normen-Standard. Es entspricht desweiteren bei der Untersuchung von Seeunfällen, an denen RoRo-Fahrgastschiffe oder Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeu- ge beteiligt waren, nicht dem durch Art. 12 der Richtlinie 1999/35/EG vorgegebenen europäischen Normen-Standard, welcher jedenfalls bis zum 12.09.2001 in der Staatenpraxis erst von 4 Staaten (Großbritannien, Italien, Spanien und Dänemark) umgesetzt wurde.

d.) Anpassung des geltenden SeeUG

Bezüglich der gem. Art. 94 Abs.7 S.2 SRÜ und der R 1999/35/EG erforderlichen Regelung der Zusammenarbeit mit anderen Staaten bei der Untersuchung von Seeunfällen ergeben sich folgende Möglichkeiten:

aa) Minimallösung

§ 2 Abs.1 SeeUG könnte um folgenden Satz 3 ergänzt werden:

"Das Seeamt hat bei der Untersuchung im Rahmen der von ihm zu beachtenden Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland die Regelungen des IMO-Codes A.849 (20) für die Untersuchung von Unfällen und Vorkommnissen auf See zu berücksichtigen.

bb) Einarbeitung des IMO-Codes in das geltende SeeUG

Diesen Lösungsweg hat die F.D.P mit ihrem Gesetzentwurf (BT-Drucks. 14/6892) eingeschlagen. Der Gesetzentwurf entspricht den Anforderungen des Bundesrats-Beschlusses vom 01.06.2000:

(1)
Bundesratsforderung: Unabhängige zentrale Untersuchungskommis-


sion in Anlehnung an das Verfahren der Flugunfalluntersuchung ohne 
Übernahme der Schwachstellen des Flugunfalluntersuchungsverfah- 
rens

F.D.P.-Entwurf: Die funktionelle Unabhängigkeit ergibt sich aus § 7 Abs. 5 des FDP-Entwurfes. Gemäß § 7 Abs. 1 obliegt die  Untersuchung von Seeunfällen (= zentral) dem Bundesoberseeamt in Hamburg, welches zur Erfüllung seiner Aufgaben gemäß § 7 Abs. 2  Untersuchungsausschüsse (Seeämter = Kommissionen) bildet.

(2)
Bundesratsforderung: Anlehnung an das Verfahren der Flugunfall- 
unters,uchung


F.D.P.-Entwurf: Der FDP-Entwurf übernimmt - angepaßt an die Be- sonderheiten der Seeschiffahrt - diverse Regelungen des FluUG, insbe- sondere im Bereich der funktionellen Unabhängigkeit (§ 4 Abs. 2, 3 FlUUG), Untersuchungsbefugnisse (§ 11 FluUG), Nachweismittel (§ 16 FlUUG), der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Daten (§ 33 Abs. 1 FlUUG) sowie der Datenübermittlung an öffentliche Stellen (§ 26 Abs. 4 FlUUG).

(3)
Bundesratsforderung: Beibehaltung bisher bewährter Verfahren der Seeunfalluntersuchung, insbesondere eines öffentlichen Seeamtsverfah- rens unter Einschluß des Widerspruchsverfahrens

F.D.P.-Entwurf: Der auf dem geltenden SeeUG aufbauende FDP-Entwurf behält dessen bewährte Regelungen, insbesondere die Öffentlichkeit der mündlichen Verhandlung und das Widerspruchsverfahren, bei.

(4)

Bundesratsforderung: Untersuchungsverfahren auf Antrag des örtlich 
zuständigen Seeamtes oder eines Beteiligten

F.D.P.-Entwurf: Da nach dem F.D.P.-Entwurf die Seeämter nicht nur „auf dem Papier“ erhalten bleiben, wurde nur das Antragsrecht Beteiligter gemäß § 4 Abs. 2 Ziffer 2 zusätzlich in den FDP-Entwurf aufgenommen.

(5)
Bundesratsforderung: Überprüfung des Abschlußberichtes der Kom-
mission

F.D.P.-Entwurf: Gemäß § 17 des FDP-Entwurfes führt eine Vorunter- suchungskommission der Seeämter eine Voruntersuchung zur Tatsa- chenermittlung durch, welche
gemäß § 17 Abs. 4 mit einem Vorunter- suchungsbericht abgeschlossen wird. Dieser dient als Grundlage für die im weiteren Seeamtsverfahren vorzunehmende Tatsachenanalyse, die zu erarbeitenden Schlußfolgerungen, die Beweiswürdigung, die Herausgabe von Sicherheitsempfehlungen und sich später ggf. als erforderlich herausstellende weiteren Ermittlungen des Seeamtes.

Frage 2: Umsetzung des IMO-Codes in den Gesetzentwürfen

a.) Regierungsentwurf

Der Regierungsentwurf setzt den IMO-Code nur unzureichend bzw. ähnlich auf der Grundlage von Regelungen des FLUUG um. Der Entwurf setzt mit einigen Ausnahmen wie z.B. in den §§ 1 Abs.2 Nr.1 bis 5, 16 und 19 Abs.1 und 2 nicht in erster Linie den IMO-Code um, sondern

a.)
erklärt in § 18 z.B., daß die Begriffe „Staat mit erheblichem Interesse", „feder​führender Staat" und „Seeunfall" in den §§ 11, 14, 16 und 17 die gleiche Be​deutung haben, wie im IMO-Code (dort Ziffern 4.11, 4.10 und 4.1);

b.)
verzichtet auf die Übernahme der Begriffsbestimmungen der Ziffer 4. des IMO-Codes, verwendet an Stelle der Standardbegriffe des IMO-Codes  "Seeun​fall" und "Vorkommnis auf See" überwiegend die Begriffe "schaden- oder ge​fahrverursachende Vorkommnisse", trägt damit eher zur "Verwirrung" bei und begünstigt vermeidbare, in der internationalen Zusammenarbeit mit aus​ländischen Seeunfalluntersuchungsorganisation zu erwartende Auslegungspro​bleme;

c.)
nimmt auch bei Regelungen des IMO-Codes, deren Umsetzung unprob- lema​tisch möglich ist, ohne Notwendigkeit auf dem IMO-Code  ähnliche  Regelun​gen  des FLUUG Bezug (z.B. bezüglich  der Zusammenarbeit mit anderen Staaten auf die §§ 5 und 14 FLUUG anstatt auf Ziffern 8 und 9 des IMO-Co​de; hinsichtlich der Untersuchungsberichte auf § 18 FLUUG anstatt auf Ziffer 14 des IMO-Codes etc.);

d.)
verlangt gem. § 15 Abs.1 i.V.m. § 18 FLUUG im Untersuchungsbericht abweichend von Ziffer 14.2.6 des IMO-Codes keine Darlegung des sog. "menschlichen Versagens". Diese Darlegung ist aber besonders wichtig, weil 80 % der Seeunfälle auf menschlichem Versagen beruhen. Aus der Benennung des menschlichen Fehlverhaltens (fehlerhaftes Verhalten gem. § 18 SeeUG) ergibt sich zugleich die Ab​weichung vom Normverhalten. Das unfallursächliche menschliche Fehlverhalten muß benannt werden, um die für die Vermeidung künftigen Fehlverhaltens wichtigen Lern- und Lehreffekte zu gewährleisten, beim SeeUG und dem ihm folgenden F.D.P.-Entwurf sogar in Form einer "Entscheidung" mit dem ausschließ- lichen Zweck, dem Beteiligten gegen diese „Entscheidung“ das Rechtsmittel des Widerspruchsverfahrens vor dem Bundesober- seeamt zu eröffnen.

Zwar ist der IMO-Code nur ein Verhaltenskodex und nur im Rahmen unserer Rechtsordnung umzusetzen. Wenn unsere Rechtsordnung jedoch die Umsetzung von Regelungen des IMO-Codes unproblematisch zuläßt, sollte hiervon auch Gebrauch gemacht werden, um Auslegungsprobleme und Streit mit ausländischen Seeunfalluntersuchungsbehörden über die Anwendbarkeit einzelner Regelungen des IMO-Codes zu vermeiden.

Die Regelung gem. Abschnitt 2 des Entwurfes eines SUG ("Untersu- chungen bei der Si​cherheitsvorsorge durch verantwortliche Personen") wird weder in den aus der Anlage 1 zum Entwurf eines SUG ersichtlichen Normen als Bestandteil des Seeunfalluntersuchungsverfahrens verlangt noch ergibt sie sich aus dem internationalen Standard der Seeunfalluntersuchungs-Staatenpraxis. Sie scheint eher national „einmalig“ zu sein, sollte deshalb mit Hinblick auf die durch den IMO-Code, aber auch durch die auf der EU-Ebene angestrebte Vereinheitlichung der Untersuchungsverfahren aus dem Seeunfalluntersuchungsverfahren herausgenommen werden und könnte ggf. in die Verordnung über die Sicherheit der Seefahrt aufgenommen werden.
b.)  F.D.P. Entwurf

Im Entwurf der F.D.P.-Bundestagsfraktion wurde versucht, den regelbaren Teil des IMO-Codes unter Beachtung der Rechtsordnung der Bundesrepublik in dem Umfang, wie es die innerstaatliche Rechtslage zuläßt, umzusetzen. Nachstehend einige Beispiele:

IMO-Code Ziffer
§ des FDP-Entwurfs
2. 

3

4.

2

5.2 + Ziffer 9.1.

15 Abs. 1 + 32 Abs. 2

6.1

4 Abs. 1 + 2 Abs.2,3

6.2 

33 Abs. 2

6.3 

34

7.

35

8.1

33 Abs. 1

8.2

32 Abs. 1

8.3

4 Abs.2 + 36 Abs. 1

9.

32 Abs. 2 + 15 Abs.1

10.

23

11.

7 Abs. 8

12.

22 + 4 Abs.3 + 36 Abs.2,3

13.

31

14.

21. 

Der Aufbau des § 21 entspricht dem Aufbau der Berichte der britischen AAIB (Air Ac​cidents Investigation Branch) und der britischen MAIB (Marine Accident Investi​gation Branch).

Frage 3: Auswirkungen der Einrichtung einer europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs

Die Kommission der EU hat am 06.12.2000 den Entwurf einer Verordnung zur Einrichtung einer Europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs vorgelegt, deren Artikel 2 Ziffer 1.-e) u.a. die Konzipierung eines ge​meinsamen Verfahrens der Mitgliedstaaten zur Untersuchung von Seeschifffahrtsunfällen vorsieht (2000/0327 COD). Für den Bereich der Seeunfalluntersuchung sind 4 Mitarbeiter eingeplant.

Es liegt auf der Hand, daß sich die EU (wie mit der Richtlinie 1999/35 für die dort genannten Schiffstypen bereits geschehen) nur am IMO-Code orientieren wird und die nächste Gesetzesänderung absehbar ist, falls sich die gesetzliche Regelung der Bundesrepublik nicht am IMO-Code, sondern - wie von der Bundesregierung geplant ‑ teilweise an ähnlichen Regelungsinhalten des FLUUG orientieren sollte.

Es ist desweiteren zu erwarten, daß eine neue EU-Regelung ähnlich wie die für den Bereich der Flugunfalluntersuchung geltende Richtlinie 94/56/ EWG, auf deren Grundlage das FLUUG erarbeitet wurde und welche ebenso wie der IMO-Code den Staaten hinsichtlich der Verfahrensgestaltung weitgehend freie Hand läßt, die funktionelle Unabhängigkeit der Seeunfalluntersuchungs- behörde von den für die Schiffssicherheit zuständigen Behörden (BMVBW) sowie die Bereitstellung der für die völlig unabhängige Aufgabenwahrneh- mung erforderlichen Personal- und Sachmittel verlangen wird (Art.6 Abs.1 bis 3 der Richtlinie 94/56/EWG; IMO-Code Ziffer 11).

Ergebnis: Eine neue Seeunfalluntersuchungsregelung der Bundes- republik sollte mit Hinblick auf die zu erwartende europarechtliche Regelung folgenden (neuen) künftigen Anforderungen entsprechen: 

1.
Die Seeunfalluntersuchungsbehörde muß funktionell unabhäng vom BMVBW sein. Um dies zu gewährleisten, sind ihr die zur Erfüllung ihrer unabhängigen Aufgabenwahrnehmung erforderlichen Personal- und Sachmittel zur Verfügung zu stellen.
2.
Der IMO-Code A.849(20) ist unter Beachtung der nationalen Regelungen und Praktiken in dem Umfang, wie es die innerstaatliche Rechtslage zuläßt, umzusetzen. Dies bedeutet zugleich, daß ebenso wie bei der Richtlinie 94/56/EWG für den Bereich der Flugunfalluntersuchung keine die Verfahrensarten vorschreibende Regelungen zu erwarten sind.

Dieses vorangeschickt beantworte ich die Unterfragen wie folgt:

a) Auswirkungen auf das geltende SeeUG:

Folgende Regelungen werden aufgenommen werden müssen:

aa.) Regelungen über die funktionelle Unabhängkeit

ab.) Regelungen über die zur Sicherstellung der für die unabhängige Aufgabenwahrnehmung (auch bei Untersuchungen im Ausland) erforderlichen Personal- und Sachmittel,

ac.) Regelungen bezüglich der Umsetzung des IMO-Codes A.849(20).

b) Auswirkungen im Falle der Gesetzeskraft auf den Regierungsentwurf

Folgende Regelungen werden aufgenommen werden müssen:

ad.) Regelungen über die zur Sicherstellung der für die unabhängige Aufgabenwahrnehmung (auch bei Untersuchungen im Ausland) erforderlichen Personal- und Sachmittel,

ae.) Regelungen bezüglich der Umsetzung des IMO-Codes A.849(20).

c) Auswirkungen im Falle der Gesetzeskraft auf den FDP-Gesetzentwurf
Voraussichtlich keine.

 Frage 4: Bedeutung des Widerspruchsverfahrens im Bereich der Seeunfalluntersuchung 

Nach den mir vorliegenden Informationen wurden beim Bundesoberseeamt im Jahr 1999 fünf Widersprüche eingelegt, von denen einer zurückgenommen und vier verhandelt wurden. Im Jahr 2000 wurden sechs Widersprüche eingelegt, von denen zwei zurückgenommen und vier verhandelt wurden.

Die abnehmende Zahl der Widersprüche spricht für die Qualität der seeamtlichen Untersuchungsergebnisse und deren großen Akzeptanz durch die von den Untersuchungen Betroffenen.

Entgegen der von der Bundesregierung vertretenen Aufassung handelt es sich beim Seeamtsverfahren um kein förmliches Verfahren im Sinne des VwVfG. Diesbezüglich verweise ich auf die Beantwortung der Frage 1-b) der Fraktionen der SPD und Bündnis/Die Grünen.

Die Qualität des Rechtsschutzes der Bürger und damit die Bedeutung des Widerspruchsverfahrens für den Bereich der Seeunfalluntersuchung hängt nicht von der Zahl der durchgeführten Widerspruchsverfahren ab. Entscheidend ist vielmehr, daß den von einer Seeunfalluntersuchung Betroffenen - wie vom Bundesrat gefordert - sowohl im Bereich Ursachen- feststellung als auch im Bereich Berechtigungsangelegenheiten des Seeunfalluntersuchungsverfahrens zur Wahrnehmung ihrer berechtigten Interessen ein umfassender und effektiver Rechtsschutz zu gewähren ist, welcher ein öffentliches Seeamtsverfahren nach den derzeitigen Verfahrens- regelungen mit der Möglichkeit des Widerspruchs gegen Sprüche des Seeamtes einschließt (Ziffer 4. der Stellungnahme des BR).

Das sehen mit Ausnahme des Vorstandes des Verbandes Deutscher Kapitäne und Schiffsoffiziere (VDKS) wohl auch alle anderen maßgeblichen Verbände so.

a.)  Seeunfalluntersuchung
aa.)  3 Beispiele von Untersuchungsberichten mit der Feststellung  „menschliches Versagens“:

A.  BFU (Deutschland)

Untersuchungsbericht 3X251-0/99 von Nov.99.

Kollision eines Airbus A310 mit einer Boing B 737-500 auf dem Verkehrsflughafen Frankfurt

„Die Entscheidung der Airbus-Besatzung, auf der Rolleitlinie weiter zu rollen, erwies sich durch die Berührungen der beiden Flugzeuge als fehlerhaft. In dem Zeitraum, in dem ein Anhalten noch möglich gewesen wäre, war die Airbus-Besatzung durch Sprechfunkverbindung abgelenkt.“

B.  AAIB (United Kingdom) 

Aircraft Accident Report Nr: 2/2000 (EW/C99/1/2)

Absturz beim Landeanflug.

Die Besatzung hatte die Beladungs- und Balance-Grenzen nicht beachtet, Ladeplan und Beladung nicht miteinander verglichen, dem Beladungsteam keine schriftlichen Anweisungen gegeben. Der Flugkapitän hatte den hinteren Teil des Laderaums vor dem Abflug nicht  kontrolliert. Die Crew erhielt von der Fluggesellschaft nicht die erforderlichen schriftlichen Beladungsvordrucke und ‑instruktionen und wurde unzureichend im Beladungsmanagement trainiert.

C.
US-Coastguard  (USA) 

One-Man-Formal Investigation 16732/MC99001761- Rep. v.16.09.99 ‑ Untersuchung auf der Grundlage der IMO-Codes A.849(20)

Strandung des vor der Küste ankernden panamaischen Frachtes New Carissa mit erheblicher Umweltverschmutzung.

Hauptursächlich für die Strandung war der Fehler des Kapitäns, sich nicht richtig über die vorhersehbaren Wetter- und Seebedingungen zu informieren und die richtige Art, zu ankern. Der 1. und 3. Offizier sind nachlässig Ankerwache gegangen.

bb.) In Untersuchungsberichten enthaltene „Inzidententscheidungen“

Aus den vorgenannten drei Fällen wird folgendes ersichtlich: 

Ist „menschliches Versagen“ unfallursächlich, muß dies zwangsläufig bei allen Seeunfall- und Flugunfalluntersuchungen festgestellt werden. Mit der Feststellung ist jedoch die Inzidententscheidung über das „menschliche Versagen“ des Beteiligten verbunden und zwar auch bei der Feststellung der Unfallursachen nach dem FLUUG, dem Regierungsentwurf eines SUG, § 17 Abs.2 Ziffer 1 SeeUG und § 17 Buchstabe B Ziffer 2 des F.D.P.-Entwurfes.

Den Rechtsbehelf des Widerspruchs mit dem sich hieran anschließenden Widerspruchsverfahren vor dem Bundesoberseeamt, welches sodann auch die gutachterlichen Feststellungen des Seeamtes zur Unfallursache erneut überprüft, eröffnen indessen nur das SeeUG/der F.D.P.-Entwurf, weil bei diesen Verfahren über die gutachterlichen Feststellungen hinaus gem. § 17 Abs.2 Ziffer 2. SeeUG / § 17 Buchstabe B. Ziffer 3. des F.D.P.-Entwurfs Entscheidungen über menschliches Fehlverhalten getroffen werden, gegen welche Widerspruch eingelegt werden kann. 

cc.)  Ursachenfeststellung als Gutachten ohne Rechtsbehelfsmöglichkeit

Die Benennung der Unfallursachen in See- und Luftunfalluntersuchungs- berichten wird von der Rechtsprechung als Gutachten eingestuft, dessen Aussagen nur dann mit einer (Leistungs-) Klage auf Widerruf vor den Verwaltungsgerichten angegriffen werden können, wenn der Untersuchungs- bericht dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit widerspricht oder aus sonstigen Gründen rechtswidrig ist. In diesem Zusammenhang ist zwar nicht für die Zulässigkeit, jedoch für den Erfolg der auf Widerruf gerichteten Leistungsklage z.B. der (drohende) Verlust des Arbeitsplatzes oder ein wirtschaftlicher Schaden der Reederei/der Werft unbeachtlich, da dem wegen seines „fehlerhaften Verhaltens“ gekündigten Seemann der Rechtsweg vor dem Arbeitsgericht, der Reederei/der Werft der Rechtsweg vor dem Zivilgericht zur Verfügung steht. 

Mangels Bindungswirkung des im Seeunfall-Untersuchungsverfahren erstellen  Untersuchungsberichtes (Gutachtens) müßten bei fehlender Akzeptanz des Untersuchungsberichtes letztendlich die angerufenen Gerichte (Arbeitsgericht, Landgericht) klären, ob der Unfall tatsächlich durch „menschliches Fehlverhalten“ verursacht wurde.

dd.)  Reedereien, Werften und Klassifikationsgesellschaften als Beteiligte 

Es ist zu erwarten, daß zunehmend das Verhalten von Reedereien wegen der Nichtbeachtung von Regeln des ISM-Codes, von Werften wegen vermeintlicher Konstruktionsmängel und von Klassifikationsgesellschaften Gegenstand von Seeunfalluntersuchungsverfahren sein wird.

ee.)  Warum wird im SeeUG eine „Entscheidung“ über Fehlverhalten getroffen?
Durch die gesetzliche Vorgabe, das menschliche Fehlverhalten der Beteiligten nicht nur ‑ wie von der IMO gefordert ‑ in Abgrenzung zum technischen Versagen ausdrücklich bei den Unfallursachen zu benennen, sondern hierüber auch eine Entscheidung zu treffen, ergibt sich in Verbindung mit der Einräumung der Widerspruchsmöglichkeit gegen diese Entscheidung gem. § 21 Abs.1 SeeUG bzw. § 25 Abs.1 Ziffer 1 des F.D.P.-Entwurfes die Möglichkeit der Überprüfung des dem Beteiligten zur Last gelegten Fehlverhaltens durch das Bundesoberseeamt, obwohl es sich bei der Entscheidung um keinen Verwaltungsakt im Sinne des VwVfG handelt.

Dieser Rechtsbehelf  wurde nach Erstellung eines Gutachtens des Präsidiums des BVerwG  zur Stärkung der Rechte der Beteiligten in das inhaltlich von Herrn MR a.D. Herrn Dr.  Wilhelm Lampe maßgeblich gestaltete SeeUG vom 06.12.1985 aufgenommen.

In der amtlichen Begründung zum SeeUG (BT-Drucks. 10/3312, S.25 zu § 17) wurde hierzu ausgeführt:

„Der Entwurf bezeichnet die Feststellung fehlerhaften Verhaltens ausdrückdlich als Entscheidung. Es sichert damit und in Verbindung mit § 21 Abs.1 S.1 die Regelung, daß es sich bei der förmlichen Feststellung fehlerhaften Verhaltens in einem Seeamtsspruch um einen den Beteiligten belastenden Verwaltungsakt – mit der Konsequenz verwaltungsgericht- licher Nachprüfung – und nicht um eine bloße gutachterliche Stellung- nahme handelt. ...... Die Bundesregierung (seinerzeit war Dr. Werner Dollinger von der CSU Verkehrsminister) hat sich für eine Qualifizierung fehlerhaften Verhaltens als Verwaltungsakt entschieden, weil hier zumindestens überwiegend auch die Kritierien des § 35 Abs.1 S.1 VwVfG vorliegen und überdies das Rechtsschutzinteresse eines Beteiligten eine eindeutige Rechtsgrundlage für die richterlicher Überprüfung einer ihm nachteiligen Feststellung gebietet“.

Dieser Rechtsbehelf steht z.B. den Beteiligten in den Verfahren nach dem Flugunfall-Untersuchungs-Gesetz (FLUUG) und dem Seeunfalluntersuchungs- verfahren vor der Bundesstelle nach dem Regierungsentwurf eines SUG nicht zur Verfügung.

Den Beteiligten mit dem SeeUG 1985 eingeräumte Rechtsbehelfe werden durch den Regierungsentwurf eines SUG – sollte dieser unverändert Gesetzeskraft erlangen – im Verfahren vor der Bundesstelle abgeschafft.

b): Berechtigungsangelegenheiten

aa.)
Regelung nach dem geltenden SeeUG (und dem F.D.P.-Entwurf)

Gegen Sprüche des Seeamtes, welche nicht nur Feststellungen über die Ursachen des Seeunfalls gem. § 17 Abs.2 Nr.1 SeeUG, sondern zusätzlich

(1)
die Entscheidung, daß ein „fehlerhaftes Verhalten“ eines Beteiligten vorliegt (§ 17 Abs.2 Nr.2 SeeUG) oder

(2)
zusätzlich eine die Berechtigungsausübung (Patent, Sportbootführer- schein) betreffende Entscheidung enthalten (§ 17 Abs.2 Nr.3 SeeUG), 

kann Widerspruch eingelegt werden. Über den Widerspruch entscheidet gem. § 21 Abs.1 SeeUG der sich aus einem Vorsitzenden, einem Ständigen Beisitzer (Kapitän) und 3 ehrenamtlichen Beisitzern zusammensetzende Widerspruchs- ausschuß des Bundesoberseeamtes.

Gegen die Entscheidung des Widerspruchsausschusses ist gem. § 23 SeeUG der Verwaltungsgerichtsweg (eine Tatsacheninstanz und ggf. Revision vor dem BVerwG) vor der Kammer für Seeunfallsachen des Verwaltungsgerichtes Hamburg eröffnet. Da die Entscheidung des Bundesoberseeamtes als gutach- terliche Stellungnahme zu werten ist, hat das Verwaltungsgericht lediglich zu überprüfen, ob die Entscheidung des Bundesoberseeamtes gegen geltendes Recht verstößt, weil bestehende rechtliche Bindungen nicht beachtet wurden (Verfahrensfehler, Verkennung des richtigen Lebenssachverhaltes, Verletzung allgemein gültiger Bewertungsmaßstäbe, sachfremde Erwägungen). 

bb.)  Regegelung nach dem Regierungsentwurf 

Nach dem Regierungsentwurf entfällt die derzeit bestehende Möglichkeit, eine die Berechtigung betreffende Entscheidung des Seeamtes vom Wider- spruchsausschuß des Bundesoberseamtes überprüfen zu lassen.  Im Verfah- ren nach dem Regierungsentwurf gibt es keinen Widerspruchsausschuß und kein Bundesoberseeamt.

Gem. § 33 Regierungsentwurf müssen die Beteiligten gegen eine derartige Entscheidung des Seeamtes ohne ein vorhergehendes Widerspruchsverfahren gleich vor dem für den Sitz des Seeamtes zuständigen Verwaltungsgericht (nach dem SeeUG: Kammer für Seeunfallsachen des VG Hamburg) klagen. Berücksichtigt man jedoch die eingeschränkte Überprüfbarkeit der gutachter- lichen Prognose des Seeamtes (s. hierzu oben b.-aa), so fehlt den Beteiligten mit dem Wegfall des Widerspruchsverfahrens eine effektive Tatsachen- instanz.

Die in der Begründung des Regierungsentwurf zu § 33 vertretene Auffassung, der Ausschluß der Berufung werde im Interesse eines unverkürzten Rechts- schutzes der Betroffenen beseitigt , gewährt den Beteiligten nur theoretisch mehr Rechtsschutz. Denn bereits die Klage vor dem Verwaltungsgericht wird nur unter ganz engen Voraussetzungen (vergl. hierzu oben b.-aa) Erfolg haben, so daß ein Berufungsverfahren nur in juristischen Exotenfällen Aussicht auf Erfolg haben wird. Gleichwohl wurde diese Möglichkeit gem. § 30 Abs.2 S.2 des F.D.P.-Entwurfes eröffnet. Nachfolgende eine Übersicht:

cc.)  Tabellarische Übersicht
.




SeeUG 1985 + F.D.P.-Entwurf
Regierungsentwurf                .

1. Rechtsbehelf: 


Widerspruch



kein Widerspruch
    Entscheidung durch:

Bundesoberseeamt


----------------------

.   Umfang der Überprüfung:
Vollständige Überprüfung
----------------------                    .                

2. (Weiterer) Rechtsbehelf
:
Klage vor dem Verwaltungsger.
Klage vor dem Verwaltungsger.

    Zuständiges Verwaltungsger.:Hamburg, Kammer für Seeun-
Das für den Sitz des entschei-.





fallsachen



denden Seeamtes zuständige    

    Umfang der Überprüfung:
Tatsacheninstanz überprüft, ob
Tatsacheninstanz überprüft, ob

Bundesoberseeamt bestehen-
Seeamt bestehende rechtliche de rechtliche Bindungen nicht 
Bindungen nicht beachtet hat,

.




beachtet hat, siehe oben. b.-aa) 
siehe oben b.-aa).                     .   

.




SeeUG 1985


Regierungs- u. F.D.P.-Entwurf

3.  Berufung



nein. Wegen eingeschränkter
ja, aber wegen eingeschränkter

Überprüfbarkeit (s.o. b.-aa)
Überprüfbarkeit (s.o.)in der

.




In der Regel unproblematisch
Regel kaum Aussicht auf Erfolg. 

4.  Revision



Falls zugelassen


Falls zugelassen

c): Rechtsbehelfe gegen Untersuchungsberichte

der nach dem Regierungsentwurf geplanten Bundesstelle

Normalerweise keine. Siehe hierzu insbesondere vorstehend Unterfrage a.)-bb.). Dies ist besonders gravierend, weil die Beteiligten in dem vor der Bundesstelle geplanten Verfahren

---
keine Mitwirkungs- und Beteiligtenrechte (z.B. Akteneinsicht mit der hierdurch eröffneten Möglichkeit, sachdienliche Angaben zu machen, bestimmte Ermittlungen anzuregen und Beweisanträge zu stellen) haben und

---
mangels mündlicher Verhandlung keine Möglichkeit haben, den in der mündlichen Verhandlung anwesenden Zeugen und Sachverständigen zur Klärung des Sachverhaltes Fragen zu stellen und eine eigene, der Ermittlung der Unfallursachen und der den Unfall begünstigenden Umstände dienende Stellungnahme abzugeben.

Hinsichtlich des Anspruchs auf rechtliches Gehör verweise ich auf die Beantwortung der Frage 5.-b der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Die dortige Antwort gilt auch für das Verfahren vor der geplanten Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung.

Frage 5:   Grundsatz der Öffentlichkeit des Seeunfalluntersuchungsverfahrens 
Der Begründung der Bundesregierung liegt ebenso wie bei der Begründung für den Verzicht auf die Durchführung des Widerspruchsverfahrens gegen Entscheidungen der (Berechtigungsentziehungs-)Seeämter die falsche Annah- me zugrunde, beim Verfahren vor dem Seeamt handele es sich um ein sog. förmliches Verwaltungsverfahren gemäß § 63 VwVfG. 

Für das förmliche Verwaltungsverfahren gelten gemäß § 63 II VwVfG die §§ 64 bis 71 VwVfG. Der für das förmliche Verfahren geltende § 68 VwVfG sieht vor, daß die mündliche Verhandlung nicht öffentlich ist. Es gilt nur der Grundsatz der Parteiöffentlichkeit. Der Gesetzgeber des geltenden SeeUG hat jedoch bewußt von der Anwendung der Vorschriften des förmlichen Verwaltungs- verfahrens Abstand genommen, weil die fachlichen Besonderheiten der Seeunfalluntersuchung zahlreichende ergänzende Sondervorschriften erfor- dern (amtliche Begründung BR-Drucksache 611/84 - Seite 15 unter d) und Seite 24 zu §§ 15 und 16).

Ein Ausschluß der Öffentlichkeit könnte dem Schutz der persönlichen Sphäre sowie der Unbefangenheit von Beteiligten dienen, welche an einer öffentlichen Erörterung ihrer Angelegenheiten kein Interesse haben. Der Ausschluß der Öffentlichkeit kann jedoch auch nachteilig für die Beteiligten sein, weil die Öffentlichkeit den Verlauf der Verhandlung nicht verfolgen und deshalb nicht auf u.U. auch für Beteiligte und die Allgemeinheit wichtige Tatsachen hinweisen kann. 

Gemäß § 19 Abs.6 Ziffer 3 des FDP-Entwurfes kann das Seeamt für die  Verhandlung oder für einen Teil davon die Öffentlichkeit ausschließen, wenn ein Beteiligter dies beantragt und nach Auffassung des Seeamtes das Interesse des Beteiligten am Ausschluß der Öffentlichkeit unter Abwägung aller Umstände das Interesse der Allgemeinheit an der Herstellung der Öffentlichkeit überwiegt. Diese Regelung befindet sich nicht im geltenden SeeUG. Ich halte den FDP-Vorschlag im Interesse des Schutzes der Beteiligten für sachgerecht und ausgewogen. Er berücksichtigt die vom Verband Deutscher Kapitäne und Schiffsoffiziere (VDKS) gegen die (uneingeschränkte) Öffentlichkeit des Verfahrens vorgetragenen Bedenken.

Im übrigen halte ich es für außerordentlich wichtig, auch künftig die Öffentlichkeit des Seeamtsverfahrens beizubehalten, denn:
---
Der Grundsatz der Öffentlichkeit gehört nicht nur zu den tragenden Prinzipien demokratischer Rechtspflege. Vielmehr werden seine öffentlich-rechtlichen Wurzeln auch durch Art. 6 Abs. 1 der Menschen​rechtskonvention, welcher einen subjektiven Anspruch der Rechts- suchenden auf Herstellung der Öffentlichkeit im Verfahren gewährt, ergänzt.

---
Die interessierte Öffentlichkeit, insbesondere auch Angehörige und Geschädigte, haben die Möglichkeit, durch Teilnahme an der öf​fentlichen Verhandlung oder durch die Berichterstattung über die öffentliche Verhandlung Kenntnis vom Verhandlungsverlauf einschließlich der Beweisaufnahme zu erlangen.

---
Die Teilnahme an der öffentlichen Verhandlung und die  Berichterstat- tung über die öffentliche Verhandlung dient zugleich der Information der Öffentlichkeit über die von Seeunfällen ausgehenden Gefahren und damit der Vermeidung künftiger Seeunfälle. Greenpeace hat zur Recht darauf hingewiesen, daß die Studenten der nautischen Schulen und Fachhoch- schulen regelmäßigen an interessanten Verhandlungen teilnehmen, diese besprechen, aus den Fehlern von Beteiligten lernen und zugleich zu einem verantwortungsbewußten Verhalten geschult werden.

---
Die öffentliche Verhandljng bewirkt die Kontrolle und Transparenz des staatlichen Handelns im Untersu​chungsverfahren und

---
bestärkt zugleich das Vertrauen des Bürgers in die Rechtmäßigkeit und Qualität des Handelns der Staatsorgane, welche „nicht zu verbergen“ haben.

---
Die öffentliche Verhandlung vermeidet unnötige Gerichts- und private Untersuchungsverfahren. Insbesondere die Untersuchung des unter Ausschluß der Öf​fentlichkeit durchgeführten Untersuchungsverfahrens "ESTONIA" dürfte bewiesen haben, daß der Ausschluß der Öffentlichkeit kontraproduktiv ist. Die Meyerwerft sah sich gezwungen, eine eigene Expertengruppe zur Aufklärung der Unfallursachen einzusetzen.

Mir liegen 2 schriftliche Stellungnahmen von Beteiligten der Seeamtsunter- suchungsverfahren PALLAS und JANRA vor. Beide Beteiligten haben sich positiv zur Öffentlichkeit der mündlichen Verhandlung geäußert.

Der Grundsatz der Öffentlichkeit der Verhandlung gilt im übrigen nicht nur für das Verfahren vor den Untersuchungsausschüssen der Seeämter, sondern auch für das Verfahren vor parlamentarischen Untersuchungsausschüssen, welche ebenfalls öffentlich sind. Art. 44 Abs.1 GG sieht die Beweisaufnahme der Untersuchungsausschüsse des Bundestages in öffentlicher Verhandlung vor. Gleiches gilt z.B. gem. Art. 27 Abs.3 der niedersächsischen Verfassung für die vom niedersächsischen Landtag eingesetzten Untersuchungsausschüsse.

Die Mitglieder des Ausschusses werden viel besser als ich beurteilen können, ob es insbesondere wegen der erheblichen seelischen Belastungen der Betroffenen, aber auch aus anderen Gründen sinnvoll wäre, parlamentarische Untersuchungsausschüsse künftig nichtöffentlich tagen zu lassen. 

Der Pressemitteilung Nr. 0662/2000 der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 01.11.2000 habe ich entnommen, daß bei den Bemühungen um einer verbessertes Sicherheitskonzept für die Nord- und Ostsee auf keinen Fall die Öffentlichkeit der Seeunfall-Untersuchung abeschafft werden darf.

Ergänzend verweise ich auf die Beantwortung der Frage 7.
Frage 6:  Zur Bedeutung des § 24a SeeUG in der Systematik der Untersuchungsverfahren 

Ich halte die Aussage der Bundesregierung, mit § 24a SeeUg sei ein Verfahren beschlossen worden, welches keine öffentliche Verhandlung vorsehe und nur so eine Teilnahme an internationalen Untersuchungen mit anderen Staaten ermöglicht werde, für falsch. Bereits aus Ziffer 4.6. des IMO-Codes ergibt sich, daß unter der Untersuchung eines Seeunfalles im Sinne des IMO-Codes ein öffentlich oder unter Ausschluß der Öffentlichkeit geführtes Verfahren verstanden wird. Die US-Coastguard hat den Seeunfall „NEW CARISSA“ auf der Grundlage des IMO-Codes A.849(20) öffentlich untersucht. Das Seeamt Hamburg untersucht den Seeunfall „JANRA“ gemeinsam mit der finnischen Untersuchungsbehörde. Die Zusammenarbeit mit anderen Staaten würde m.E. aber erleichtert werden, wenn – wie mit § 17 des F.D.P.-Entwurfes vorgeschlagen – die zu ermittelnden Tatsachen in einem Voruntersuchungs- verfahren ermittelt würden (näheres hierzu unter Frage 16).

Im übrigen verkennt die Bundesregierung die Bedeutung des § 24a SeeUG, bei dem es sich um eine Ausnahmevorschrift handelt.

§ 24 a des geltenden SeeUG wurde durch Artikel 3 des Ausführungsgesetzes zum Seerechtsübereinkommen 1982/1994 neu in das SeeUG aufgenommen. In der amtlichen Begründung (Drucksache 13/193, Seite 16) wurde hierzu folgendes ausgeführt:

"Artikel 94 Abs.7 SRÜ schließt Unfalluntersuchungen ein, die vom SeeUG bisher nicht erfaßt werden, jedoch im öffentlichen Interesse liegen. Es handelt sich um Unfälle fremdflaggiger Schiffe, wenn beispielsweise der Tod deutscher Staatsangehöriger oder in Deutschland lebender Personen oder Gefährdungen für die deutsche Küste verursacht worden sind. Wegen der ausländischen Flaggenhoheit kann in solchen Fällen das Verfahren der Abschnitte 1. bis 8. des SeeUG nicht unmittelbar angewendet werden. Gleichwohl soll nach Absatz 1 bei Vorliegen eines öffentlichen Interesses die Möglichkeit eröffnet werden, zur Vermeidung künftiger Unfälle im Sicherheits- und Umweltschutzbereich relevante Erkenntnisquellen heranzuziehen, um die Ursachen und Umstände des Einzelfalles zu ermitteln. Die Einzelheiten des Verfahrens bedürfen der Zusammenarbeit (Artikel 94 Abs.7 SRÜ) mit dem Flaggenstaat. Das Bundesministerium für Verkehr arbeitet zur Zeit insbesondere im Rahmen der internationalen Seeschiffahrts-Organisation (IMO) auf entsprechende internationale Vereinbarungen hin. Die in § 2 enthaltenen Einschränkungen der Untersuchung gelten auch für Untersuchungen nach § 24 a.

Die Untersuchung wird vom Bundesoberseeamt durchgeführt und im Unterschied zu § 17 mit einem Bericht abgeschlossen."

Aus Artikel 94 Abs.7 S.2 SRÜ ergibt sich 

a)
die Verpflichtung des gemäß Artikel 94 Abs.7 S.1 zur Untersuchung von Seeunfällen verpflichteten Flaggenstaates, mit dem anderen Staat bei der Durchführung einer von dem anderen Staat veranlaßten Seeunfallunter- suchung zusammenarbeiten,

b)

nicht jedoch eine orginär eigene Untersuchungspflicht des anderen Staates. Konsequenterweise ergibt sich auch aus § 24 a SeeUG keine Untersuchungs- pflicht des Bundesoberseeamtes, welches die in § 24 a Abs.1 geschilderten Seeunfälle im Zusammenarbeit mit dem zur Untersuchung verpflichteten Flaggenstaat untersuchen kann, wenn ein entsprechendes öffentliches Interesse besteht. Der Ausnahmecharakter des § 24a SeeUG ergibt sich auch daraus, daß das Bundesoberseeamt seit 1995 erst drei § 24a-Verfahren durchgeführt hat.

Demgegenüber konretisiert § 94 Abs.7 S.1 1 SRÜ die Untersuchungspflicht der Flaggenstaaten und damit den Regel‑Untersuchungsfall einschließlich der Zusammenarbeit mit anderen Staaten gemäß Artikel 94 Abs.7 S.2 SRÜ. Dieser Untersuchungspflicht kommen die Seeämter nach den Abschnitten 1. bis 8. des SeeUG - auch in Zusammenarbeit mit anderen Staaten (Beispiele: JANRA, PRINS RICHARD, SASSNITZ, RÜGEN) nach.

Bei drei Untersuchungsverfahren seit 1995 ist es schon etwas mutig, den Ausnahmefall des § 24 a SeeUG gegenüber dem Regelfall der Unter- suchungen gemäß § 1 SeeUG zum Maßstab der internationalen Zusammen- arbeit zu machen. Die internationale Zusammenarbeit ist gerade bei den Regelfällen der Untersuchungen gemäß § 1 erforderlich und seit der Verabschiedung des IMO-Codes A. 849 (20) am 27.11.1997 gem. Ziffer 4.6. des IMO-Codes als öffentlich oder unter Ausschluß der Öffentlichkeit geführ- tes Verfahren vorgesehen.

Frage 7:  Öffentlichkeit des Verfahrens – Unterschiede zum Flugunfalluntersuchungsverfahren 

Die Öffentlichkeit des Seeunfalluntersuchungsverfahrens ist historisch ge- wachsen und wird von den beteiligten Kreisen akzeptiert. Anders als z.B. im Verfahren der Flugunfalluntersuchung, bei dem in der Regel der Flug- und Stimmenrecorder zur Auswertung des Unfallherganges zur Verfügung stehen, ist das Seeamt zur Ermittlung der Unfallursachen ungleich mehr auf die Vernehmung von Zeugen und die Einholung von Sachverständigengutachen angewiesen. Dies mag sich im Laufe der nächsten Jahre durch die Einführung der Voyage Data Recorder, welche indessen nur einen Teilbereich der für die Ursachenermittlung maßgeblichen Fakten aufzeichnen (warum der verant- wortliche Nautiker infolge Übermüdung die ausweislich der Auswertung des Voyage Data Recorders unterlassene Kursänderung nicht vornahm, wird nicht aufgezeichnet).

Die öffentlich Verhandlung bezieht alle Beteiligten und Zeugen sowie Sachverständige mit ein. Kann dieser Personenkreis in einer öffentlichen Verhandlung befragt werden, so führt dies zu besseren Ermittlungsergeb- nissen als getrennte Einzelvernehmungen, da den Beteiligten/Zeugen/Sach- verständigen die jeweiligen Aussagen anderer Beteiligter/Zeugen/Sach- verständigen vorgehalten werden können, die Öffentlichkeit von unkorrekten Aussagen und Auslassungen erfährt und hierauf hinweisen kann.

Ergänzend verweise ich auf meine Ausführungen bei der Beantwortung der Frage 5.

Frage 8:  Bundesratsforderung Antragsrecht eines Beteiligten; Beteiligtenbegriff

Der Bundesrat hat mit dem Antragsrecht für Beteiligte mit Sicherheit ein Antragsrecht von Beteiligten im Sinne des § 4 SeeUG gemeint, weil er in seiner Stellungnahme zu Artikel 2 unter c) ausführt, der Abschlußbericht der Untersuchungskommission müsse zum Gegenstand eines öffentlichen See- amtsverfahrens nach den derzeitigen Verfahrensregelungen gemacht werden. 

Vor dem Hintergrund des geplanten Verfahrens SUG-Verfahrens vor der Bundesstelle dient das Antragsrecht eines Beteiligten dessen Interesse, den Abschlußbericht der geplanten Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung in einem rechtsstaatlichen Verfahren durch das Seeamt nach den bisherigen Verfahrensregelungen überprüfen zu lassen und ist zu begrüßen.

Nach den derzeitigen Verfahrensregelungen gilt der Beteiligtenbegriff des § 4. Hiernach sind Beteiligte am Verfahren alle natürlichen und juristischen Personen, sofern nach Lage des Falles ihr Verhalten Gegenstand der Untersuchung des Seeamtes sein kann. Dieser Personenkreis wird im wesentlich identisch mit dem in § 18 Abs.2 S.1 FLUUG genannten "an dem Unfall oder an der Störung beteiligten Personen" sein. 

Die Regelung gemäß § 4 II 2 des FDP-Entwurfes berücksichtigt die Forderung des Bundesrates. Gem. § 4 Abs.2 kann eine Seeunfalluntersuchung auch auf Antrag eines von einem Seeunfall oder Vorkommnis auf See Beteiligten durchgeführt werden, falls Erkenntnisse zu erwarten sind, welche voraussichtlich zu einer Erhöhung der Sicherheit in der Seefahrt beitragen können. Im Interesse der Verbesserung der Schiffssicherheit ist dieser Vorschlag sinnvoll und zu begrüßen. 

Frage 9:   Zivilrechtliche Schadensauseinandersetzungen

Sollte sich das von der Bundesregierung vorgeschlagene SUG-/FLUUG-Verfahren durchsetzen, ist mit einer deutlichen Zunahme der im Zusammenhang mit Seeunfällen stehenden Zivilprozesse zu rechnen, weil die beteiligten Kreise wegen der fehlenden Öffentlichkeit des Verfahrens und dessen fehlender Transparenz sowohl eigene Ursachenermittlungen (wie z.B. die Meyer-Werft im Falle ESTONIA) durchführen bzw. in Auftrag geben werden als auch über die Umstände, welche für Seeunfälle ursächlich waren, vor Gericht streiten werden. Mein Hamburger Kollege Herr RA Dr. Volker Looks hat anläßlich der Veranstaltung des Deutschen Vereins für Internationales Seerecht und des Deutschen Nautischen Vereins am 25.04.2001 in Hamburg zu Recht darauf hingewiesen, daß die SUG-Regelung im anwaltlichen Bereich für „Mehrarbeit“ sorgen wird und insoweit von den seerechtlich tätigen Anwälten ansich begrüßt werden müßte.

Frage 10:   Verfahrensdauer im Falle einer Erfüllung der Bundesratsforderung, den Bericht der geplanten Bundesstelle im Seeamtsverfahren zu überprüfen

Der Vorschlag des Bundesrates läuft letztendlich auf eine Voruntersuchung durch die von der Bundesregierung geplante Bundesstelle hinaus, wie sie auch in § 17 des FDP-Entwurfes vorgeschlagen wird.

Zwar sind die Untersuchungen gemäß Artikel 12 Abs.4 der Richtlinie 1999/35/EG so effizient und zeitsparend wie möglich gemäß den Bestimmungen des IMO-Codes abzuschließen. Nähere Regelungen über die Effizienz oder zeitsparende Verfahrensweisen enthält der IMO-Code nicht.  In den Ziffern 1.2. und 3. des IMO-Codes wird vielmehr darauf verwiesen, daß die Untersuchungen unter Beachtung der nationalen Regelungen und Praktiken in dem Umfang, wie es die staatliche Rechtslage zuläßt, durchgeführt werden sollen. Der zeitliche Rahmen wird dadurch, daß gem. Ziffer 6.5. des Codes mit den Untersuchungen so bald wie möglich nach dem Unfallereignis begonnen werden soll, vorgegeben.

Es ist nicht ersichtlich, daß sich nach der Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG die Verfahrensdauer verkürzen wird. Die Dauer der Untersuchungen hängt von den Umständen des Einzelfalles ab. Einige Beispiele aus der internationalen Untersuchungspraxis:

Staat


Schiff


Datum

Dauer       .  

USA (Coast Guard)
New Carissa

04.02.99
  
7 Monate

Malta


Erika


12.12.99
  
9 Monate

Bundesrepubl.

Pallas


15.10.98

10 Monate

Dänemark


Thor Emilie 

17.02.00

10 Monate

Schweden


Amur


28.03.00

10 Monate

Großbritann.

Green Lily


19.11.97

21 Monate

USA (NTSB)

Universe Explorer
27.07.96

21 Monate

Estland (JAIC)

Estonia


28.09.94

39 Monate

Luftunfälle

Flugzeug


                

                .  

BRD (BFU)

B747-400


20.01.99
  
8 Monate

BRD (BFU)

A310/B-737

25.07.99
  
9 Monate

Großbr. (AAIB)

Cessna/Tornado
21.01.99

12 Monate

BRD (BFU)

Socota/A320

06.08.99

13 Monate

BRD (BFU)

Reims./Piper

12.09.99

14 Monate

BRD (BFU)

Lindlar-F.


07.11.99

14 Monate
Im übrigen dürfte die Geschwindigkeit der Untersuchungen auch von der personellen Ausstattung der Untersuchungsbehörden abhängen. In der Bundesrepublik sind die Positionen der ständigen Beisitzer beim Seeamt Rostock seit dem 01.01.2000 und beim Seeamt Bremerhaven seit dem 01.10.2000 weder besetzt noch ausgeschrieben worden. Die Planstelle des Seeamtsvorsitzenden des Seeamtes Rostock ist nach dessen Tod entfallen. Bei

einer derartigen „Sub-Standard-Besetzung“ der Untersuchungsbehörden besteht die Gefahr einer längerer Verfahrensdauer und eines Qualitätsverlustes der Untersuchungen.

Von einer massiven Überbelastung der Seeämter kann im Falle der Realisation des Bundesratsvorschlags nicht die Rede sein, da die Seeämter nur solche Seeunfälle untersuchen, zu deren Untersuchung sie gesetzlich verpflichtet sind. Die Zahl der zu untersuchenden Seeunfälle ändert sich durch die Verfahrensart nicht. 

Die im FDP-Gesetzentwurf vorgeschlagene Umstrukturierung des Bundesoberseeamtes wird insbesondere durch die Regelung gem. § 8 Ziffer 1 des F.D.P.-Entwurfs zu einer Entlastung der Seeämter in vielen Teilbereichen und damit zu einer Beschleunigung der Untersuchungsverfahren beitragen.

Frage 11:   Zur sogenannten „Blame Culture“ und zum fehleranlastendem Verhalten; Nichterfüllung der Richtlinie 1999/35 EG

Die Behauptung der Bundesregierung, das bisherige fehleranlastende ("Blame-Culture") deutsche Seeamtsverfahren werde im Ausland abgelehnt, ist falsch. Die Behauptung suggeriert, daß

---
es im deutschen Seeunfalluntersuchungsverfahren eine sog. "Blame-Culture" gibt und

---
das die ausländigen Seeunfalluntersuchungsbehörden kein fehlerhaftes Verhalten von Beteiligten feststellen sowie die Entscheidungen über die Ursachenfeststellung und Berechtigungsangelegenheiten in einem Verfahren abgelehnt wird.

Beide Aussagen sind falsch. Im einzelnen:

a.) „Culture of Blame“ und fehleranlastendes Verfahren

Der Begriff "Culture of blaime" wurde vom BVMB geprägt und steht offensichtlich im Zusammenhang mit der vom BVMB beabsichtigten Abschaf- fung der Feststellung fehlerhaften Verhaltens gemäß § 17 II 2 des geltenden SeeUG. Insoweit verweise ich auf das bei der Beantwortung der Frage 4. der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen zitierte Schreiben an die für die Revierzentralen und die dort beschäftigten Nautiker vom Dienst (diese können Beteiligte eines Seeamtsverfahrens sein, die Feststellung ihres fehlerhaften Verhaltens kann Staatshaftungsansprüche auslösen, ist dies der wahre Grund für die bezweckte Abschaffung der Feststellung fehlerhaften Verhaltens?) zuständigen Abteilung EW des BMVBW vom 24.06.1999. 

Der von der Abteilung EW des BMVBW in die PALLAS-Kommission lancierte und von der PALLAS-Kommission u.a. in der Empfehlung 24 übernommene Vermerk der Abteilung LS des BMVBW vom 20.06.1999 ist im übrigen durch die weitere Entwicklung innerhalb der IMO überholt. Denn fünf Monate später, am 25.11.1999, nahm die 21. Vollversammlung der IMO mit der Resolution A.884 (21) die Ergänzung des IMO-Codes A.849 (20) um einen Anhang 2 vor. Beim Anhang 2 handelt es sich um die Richtlinien für die Untersuchung menschlicher Einflußfaktoren bei Unfällen und Vorkomm- nissen auf See. Unter Ziffer 2.1.1 des Anhangs 2 wird darauf verwiesen, daß die Einzelheiten der Untersuchung des Einflusses menschlicher Einflußfak- toren auf Seeunfälle im Anhang 1 (zum Anhang 2) dargestellt sind. Beim Anhang 1 handelt es sich wiederum um das IMO-ILO-Verfahren für die Untersuchung des menschlichen Verhaltens. Das menschliche Verhalten wird nach diesem Verfahren in sechs Einzelschritten untersucht. Der Einzelschritt 4. lautet:

Feststellung der Art des Fehlers oder des Verstosses gegen Vor-


schriften.

Ohne den Arbeitsschritt 4. kann der Arbeitsschritt 5. (Feststellung der dem Seeunfall zugrundeliegenden Faktoren) und auch der Arbeitsschritt 6. (Feststellen von potenziellen Sicherheitsproblemen und Erarbeitung von sicherheitsfördernden Maßnahmen) nicht durchgeführt werden.

Bei ca. 80 % der Seeunfälle ist das menschliche Fehlverhalten unfallursäch-lich. Im Untersuchungsbericht ist gemäß Ziffer 14.2.6 des IMO-Codes bei der Analyse und Kommentierung der Unfallursachung nach den IMO-Unfalldaten- bank-Bestimmungen zwischen menschlichem und technischen Versagen zu unterscheiden. Das unfallursächliche menschliche Fehlverhalten muß benannt werden, um die für die Vermeidung künftigen Fehlverhaltens wichtigen Lern- und Lehreffekte zu gewährleisten. 

Wird bei der Untersuchung nach dem geltenden SeeUG ein sog. fehlerhaftes Verhalten festgestellt, so ist hierüber zu befinden, um dem Betroffenen das Rechtsmittel des Widerspruchsverfahrens vor dem Bundesoberseeamt zu eröffnen.

b.) Ablehnung des deutschen Verfahrens im Ausland

Diese Behauptung ist durch nichts belegt. Sie wäre richtig, wenn die auslän-dischen Seeunfalluntersuchungsorganisationen bei der Ermittlung der Unfall-ursachen in den Fällen menschlichen Versagens im Widerspruch zum Arbeits-schritt 4. des IMO-ILO-Verfahrens für die Untersuchung des menschlichen Verhaltens die Art des Fehlers oder des Verstosses gegen Vorschriften nicht feststellen würden. Dies kann ich mir nicht vorstellen.

Für den Fall, daß das BMVBW/die Bundesregierung mit Fehler anlastendem Seeamtsverfahren  die Möglichkeit des Seeamtes, neben der Ursachenfeststel- lung auch in Berechtigungsangelegenheiten zu entscheiden und insoweit fehlerhaftes Verhalten zu sanktionieren, gemeint haben sollte, ist die Aussage ebenfalls nicht richtig. Die internationale Staatenpraxis ist insoweit sehr unterschiedlich, so daß von einer Ablehnung des deutschen Seeamtsver- fahrens im Ausland überhaupt nicht die Rede sein kann.

Verzichtet werden sollte künftig auf die Feststellung des fehlerhaften Verhaltens solcher Beteiligter, deren Verhalten für den Seeunfall nicht ursächlich (§ 3 Abs.2 SeeUG a.E.). 

c.) Definitionen des menschliche Fehlverhalten

Das menschliche Fehlverhalten wird wie folgt definiert:

---
Im geltenden SeeUG gem. §§ 17,18 SeeUG und im Regierungsentwurf eines SUG gem. § 30 Abs.2 als fehlerhaftes Verhalten,

---
Im IMO-Code gem. Ziffer 14.2.6 als „menschliches Versagen“,

---
im F.D.P.-Entwurf gem.§ 2 Abs.11 Ziffer 1 weniger stigmatisierend als „Nichtbeachtung der in der Schifffahrt gebotenen Sorgfalt als

1. eine nach Schritt 4 des IMO/ILO-Verfahrens für die Untersuchung menschlichen Verhaltens festzustellende, unabsichtliche oder absichtliche Handlung eines Beteiligten, durch welche

2. infolge der Nichtbeachtung von Rechtsvorschriften oder allgemeine, für den Verantwortungsbereich des Beteiligten geltende Grundsätze  

3. ein Seeunfall oder ein Vorkommnis auf See verursacht wird.

d.) Nennung in Untersuchungsberichten gem. Anforderung des IMO-Codes
Gem. Ziffer 14.1 des IMO-Codes soll jeder Bericht den unter Ziffer 14.2. genannten formalen Grundsätzen genügen. Gem. Ziffer 14.2.6. ist bei der Analyse und den Kommentaren zwischen technischem und menschlichen Versagen nach Maßgabe der IMO-Unfalldatenbankbestimmungen (insbes. MSC/Cir.827 und MEPC/Circ.333) zu unterscheiden. Die Unterscheidung erfordert die Anwendung des IMO/ILO-Verfahrens für die Untersuchung menschlichen Verhaltens (Anhang 1 zum Anhang 2 des IMO-Codes – dort: Schritt 4) auch gem. Ziffer 5.1.7. des IMO-Codes.

e.)  Einfluß auf die Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG

Gem. Art.12 Abs.5 und 6 der Richtlinie 1999/35 EG sind die Berichte gemäß den Bestimmungen des IMO-Codes, also gem. Ziffer 14.1. des Codes in einer den formalen Grundsätzen der Ziffer 14.2.6. des Codes entsprechenden Weise zu erstellen. Diesen erhöhten formalen Anforderungen genügt die Regelung gem. § 15 Abs.1 des Regierungsentwurfes eines SUG i.V.m. § 18 FLUUG mit Hinblick auf die erforderliche Angabe des „menschlichen Versa- gens“ nicht. Die Richtlinie wird insoweit durch den Regierungsentwurf eines SUG nicht ordnungsgemäß umgesetzt. (s.a. die Beantwortung der Frage 1. Der Fraktionen von SPDund Bündnis 90/Die Grünen).

Frage 12:  Strafprozessualer Charakter und seelische Belastungen der Beteiligten im SeeUG-Verfahren

Die Behauptung, in einschlägigen nautischen Fachkreisen sei seit Jahren Kritik am Abgleiten der Unfalluntersuchung in ein Verfahren mit Strafprozeß- charakter geübt worden, ist falsch. Lediglich der Prasident des VdKS hat auf die erheblichen seelischen Belastungen der Verfahrensbeteiligten wegen der Öffentlichkeit des Seeamtsverfahrens hingewiesen. Diesem Hinweis hat die F.D.P. mit der Regelung des § 19 VI 3 des FDP-Gesetzentwurfes Rechnung getragen. Besteht Anlaß, die Privatsphäre eines Beteiligten zu schützen, so sollte in der Tat auf Antrag des Beteiligten die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. 

Im übrigen muß jeder von einer Untersuchung Beteiligte gewisse Belastungen auf sich nehmen. Diese Belastungen werden wegen der engen Verzahnung der Untersuchungen der geplanten Bundesstelle mit den Untersuchungen der Strafverfolgungsbehörden gem. §§ 15 Abs.1 SUG, 11 FLLUUG  auch in dem nach dem Entwurf eines SUG geplanten Verfahren vor der Bundesstelle nicht geringer, sondern eher größer sein. 

Ergänzend verweise ich auf die Beantwortung der Frage 5.

Frage 13:   Schlußfolgerungen aus den Seeamtsuntersuchungen für die Fortentwicklung der Sicherheit auf See

Gemäß § 3 I des geltenden SeeUG sind bei der Untersuchung die Ursachen und Umstände des Seeunfalles festzustellen. Es ist nicht ersichtlich, daß durch das von der Bundesregierung vorgeschlagene SUG-Verfahren weitergehende, zur Fortentwicklung der Sicherheit auf See dienliche Erkenntnisse ermittelt werden, als wie es nach dem geltenden SeeUG bei einer weiten Auslegung des Untersuchungsziels möglich wäre.

Von Verband Deutscher Kapitäne und Schiffsoffiziere (VDKS) ist kürzlich kritisiert worden, daß bei der Untersuchung des Seeunfalles „HENNY“ zwar festgestellt wurde, daß dieser darauf zurückzuführen war, daß der Kapitän infolge Übermüdung eine erforderliche Kursänderung versäumte (Schiff & Hafen/Kommandobrücke 10/2001, S.70). Kritisiert wird, daß die Umstände, welche dazu führten, daß der Kapitän übermüdet war, nicht ermittelt wurden. Die britische MAIIB (Marine Accident Investigation Board) sei in dem vergleich- baren Fall COASTAL BAY viel tiefer in die Unfallursachen eingestiegen. Es sei davon auszugehen, daß die geplante Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung ähnlich dem englischen Verfahren untersuche.

Gem. § 3 Abs.1 SeeUG sind nicht nur die Ursachen, sondern auch die Umstände des Seeunfalles zu ermitteln. Zu den Umständen gehören bei einer weiten Auslegung des Umstandsbegriffs auch die den Seeunfall begünstigen- den Faktoren. Wenn und soweit die Seeunfälle begünstigenden Faktoren in der Vergangenheit nicht hinreichend ermittelt wurden, hätte das BMVBW durch eine Ergänzung seiner Dienstanweisung auf die Notwendigkeit entsprechender Untersuchungen hinwirken müssen. Eine entsprechende Anweisung vermag ich der DASeeUVf zu § 3 Abs.1 SeeUG jedoch nicht zu entnehmen. Ob die Einzelfallkritik des VDKS berechtigt war, mag dahin gestellt bleiben. Die Behauptung, es sei davon auszugehen, daß die geplante Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung ähnlich dem englischen Verfahren untersuche und deshalb zu besseren Ergebnissen führe, ist jedenfalls durch die britischen Merchant Shipping Accident and Investigation Regulations 1999 in keiner Weise gedeckt.

Um für die Zukunft sicherzustellen, daß auch die Seeunfälle begünstigende Faktoren und die Schwachstellen des Seesicherheitssystems ermittelt werden und vor allem auch die nach dem geltenden SeeUG nicht vorgesehenen Sicherheitsempfehlungen ausgesprochen werden, sollte das Untersuchungs- ziel gesetzlich neu formuliert werden. § 9 Abs.2 SUG stellt hier zwar einen brauchbaren Ansatz dar. Der VDKS hat dem BMVBW mit Schreiben vom 10.07.2001 vorgeschlagen, die Regelungen gem. § 3 meines damaligen Alternativentwurfes und heutigen F.D.P.-Gesetzentwurfes als klarer und nüchterner formulierter, am IMO-Text orientierten Vorschlag, zu übernehmen und zwar auch die Regelung des Absatzes 2. Die inhaltliche Gliederung der Untersuchungsberichte gem. § 21 des F.D.P.-Entwurfes entspricht im übrigen den Untersuchungsberichten der britischen MAIIB, wie dem vom VDKS a.a.0. veröffentlichten COASTAL-BAY-Untersuchungsbericht zu entnehmen ist.    

Das im § 3 des FDP-Gesetzentwurfes vorgeschlagene Untersuchungsziel wird den sich aus den IMO-Code ergebenden Anforderungen in jeder Hinsicht gerecht. Im übrigen ist es eine Sache der für die Schiffssicherheit zuständigen Behörden, die Berichte der Seeämter auszuwerten und die zur Fortent- wicklung der Sicherheit auf See hiernach erforderlichen Maßnahmen einzuleiten.

Der Sprecher des Verbandes Deutscher Schiffsingenieure (VDSI) Herr Prof. Könecke hat in einer Pressemitteilung des VDSI vom 02.04.2001 gerügt, die systematische Auswertung von Seeunfallberichten sei vom BMVBW jahrelang vernachlässigt worden. Ob dies richtig ist, vermag ich nicht zu beurteilen. Der Kritik des VDSI wurde im § 8 Ziffer 4. des F.D.P.-Entwurfes, welcher dem (neuen) Bundesoberseeamt die Verpflichtung auferlegt, die Untersuchungs- berichte der deutschen und ausländischen Seeunfalluntersuchungsbehörden systematisch auszuwerten, Rechnung getragen. Eine Ähnliche Regelung bein- halten die §§ 15 Abs.1 des Entwurfes eines SUG i.V.m. § 28 Abs.4 FLUUG.   

Frage 14:  Neutralität der geplanten Bundesstelle

Diese Frage wird unter Frage 18 beantwortet.

Frage 15:  Untersuchung von Seeunfällen, welche sich außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer ereignen

Nach dem geltenden SeeUG besteht gem. § 12 SeeUG die Möglichkeit, im Ausland zu ermitteln und außerhalb der mündlichen Verhandlung Beweise aufzunehmen, wenn der Sachverhalt dies erfordert oder die  Beweisaufnahme in der Verhandlung voraussichtlich nicht möglich oder besonders erschwert sein würde.

Hiernach ist die Sachverhaltsaufklärung in erster Linie in der Verhandlung durchzuführen, die Sachverhaltsaufklärung im Ausland eher die Ausnahme, zumal gem. § 13 SeeUG die Auslandsvertretungen von Amts wegen die erforderlichen Ermittlungen zur Feststellung des Sachverhalts durchzuführen und die Beweise zu sichern haben.

Nach meinen Informationen kommt der Regelung des § 13 in der Praxis keine große Bedeutung zu. Mit Hinblick auf die fehlende Fachkompetenz der Auslandsvertretungen ist dies auch nachvollziehbar. Die Aufsichtsbehörden BMVBW hätte zwar die Möglichkeit gehabt, auf eine Ausdehnung der Auslandsuntersuchungen durch eine entsprechende Gestaltung der DASeeUVf (Dienstanweisung zum Seeunfalluntersuchungsverfahren) hinzuweisen und vor allem die für Auslandsermittlungen erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Beides ist nicht geschehen. Herr RA Dr. Drumm hat anläßlich der Anhörung der F.D.P.-Fraktion zur Reform der Seeunfalluntersuchung von einem Fall, in dem eine Untersuchungshandlung des Seeamtes wegen Erschöpfung der Haushaltsmittel in das nächst Jahr verschoben wurde, berichtet.

Die DASeeUVf enthält zu § 12 SeeUG keine sich auf Vor-Ort-Ermittlungen im In- und Ausland beziehenden Regelungen. Der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der F.D.P.-Fraktion (BT-Drs. 14/6678 Frage 14) ist zu entnehmen, daß die Sachkosten der Seeämter für die Haushaltsjahre 2001 und 2002 mit jeweils DM 38.000,00 veranschlagt wurden. Hieraus ist die Schlußfolgerung zu ziehen, daß das BMVBW Auslandsermittlungen des Seeamtes in der Vergangenheit nicht für erforderlich gehalten hat.

a.) Regelungen im Regierungsentwurf

Der Regierungsentwurf enthält keine dem geltenden § 13 SeeUG veregleichbare Regelung und verzichtet gänzlich auf die Mitwirkung der  Auslandsvertretungen. Gem. § 13 Abs. 4 des Entwurfes eines SUG kann die Bundesstelle an Untersuchungen durch ausländische Behörden teilnehmen oder die zuständigen Stellen anderer Staaten um Hilfe ersuchen und zu diesen Zwecken mit ihnen zusammenarbeiten. Da sich die funktionelle Unabhängigkeit der geplanten Bundesstelle zudem nicht auf die Teilnahme an Auslandsuntersuchungen erstreckt und der Entwurf des SUG keine Regelungen dahingehend enthält, daß auch die für Auslandsuntersuchungen erforderlichen Mittel bereitzustellen sind, wird die Teilnahme an Auslandsuntersuchungen durch Beauftragte der Bundesstelle vor Ort von der Bewilligung derartiger Untersuchungen durch das BMVBW und die Bereitstellung der hierfür erforderlichen Mittel abhängig sein. Im Ergebnis sind hier ebenso wie nach der derzeitigen Regelung gem. § 12 SeeUG die Vor-Ort-Auslandsermittlungen des Seeamtes eher die Ausnahme.

b.) Regelung im F.D.P.-Gesetzentwurf

§ 16 des F.D.P.-Entwurfes regelt das Verfahren bei Untersuchungen im Ausland. § 7 Abs.5 Ziffer 2. erstreckt die funktionelle Unabhängigkeit auch auf Auslandsuntersuchungen. § 7 Abs.8 Ziffer 2.- c.) stellt sicher, daß die für Untersuchungen von Mitgliedern und Beauftragten des Seeamts im Ausland erforderlichen Sachmittel bereitzustellen sind.

Im Ergebnis sind hiernach Vor-Ort-Ermittlungen der zuständigen Seeunfall- untersuchungsbehörde nur durch den F.D.P.-Entwurf umfassend geregelt und gewährleistet.

Frage 16:  Erhalt von Fachkompetenz für das Untersuchungsverfahren; ehrenamtliche Beisitzer

a.) Regierungsentwurf

Der Entwurf eines SUG verzichtet auf die Fachkompetenz der drei ehrenamtlichen Beisitzer und die auch juristische Fachkompetenz des Seeamtsvorsitzenden. Gem. § 15 Abs.1 SUG i.V.m. § 10 SUG wird die Untersuchung von einem Untersuchungsführer - wahrscheinlich einem Nautiker mit einer den derzeitigen Ständigen Beisitzern der Seeämter vergleichbaren Qualifikation - durchgeführt.

Dieser kann sich gem. § 12 Abs.4 SUG geeigneter privater Personen als Beauftrage bedienen, welche im Einzelfall nach seinen Weisungen und unter seiner Fachaufsicht als Hilfsorgane arbeiten und gem. § 15 Abs.1 SUG i.V.m. § 14 Abs.4 FLUUG Sachverständige und Helfer als Verwaltungshelfer heranziehen.

Die Beauftragten und Verwaltungshelfer sind weisungsgebunden. Demgegenüber haben die Beisitzer der Seeamter gem. § 6 Abs.2 S.2 SeeUG das gleiche  Stimmrecht wie der Vorsitzende.

Die Unabhängigkeit der (ehrenamtlichen) Beisitzer und die Beurteilung als Kollegialorgan mit einem zwangsläufig weiteren Beurteilungshorizont wird im Zweifel zu besseren Untersuchungsergebnissen beitragen als die Weisungsgebundenheit von Beauftragten und Verwaltungshelfern, welche in der Regel ein eigenes wirtschaftliches Interesse an einer erneuten Beauftragung haben werden.

Die Untersuchung nach dem geplanten SUG ist gem. § 15 Abs.1 SUG i.V.m. § 8 FLUUG und dem von diesem umgesetzten Art. 1 der Richtlinie 94/56/ EG des Rates vom 21.11.94 sowie der amtlichen Begründung zum FLUUG eine rein fachlich-technische Untersuchung. Es handelt sich um ein Verfahren eigener Natur und Prägung, welches mit keinem anderen institu- tionalisierten Verfahren vergleichbar ist. Nach der amtlichen Begründung zu § 17 FLUUG werden im  Untersuchungsbericht die  zusammengetragenen Fakten unter allein technisch-betrieblichen Kausalfolgerungen bewertet und in einen logisch-systematischen Zusammenhang gebracht.

Ein von der Konzeption her als  rein fachlich-technische Untersuchung ausgestaltetes Verfahren wie das SUG/FLUUG-Verfahren ist jedoch nicht das richtige Untersuchungsverfahren für jene 80 % der Seeunfälle, welche auf „menschliches Versagen“ zurückzuführen sind. Für die richtige Beurteilung des menschlichen Fehlverhaltens und der diesem zugrunde liegenden Umstände ist der Sachverstand der Beisitzer „aus der Praxis“ von erheblicher  Bedeutung.

Die IMO vertritt unter den Ziffern 1.3. und 1.4. des  Anhangs 2 zum IMO-Code die Auffassung,  daß sich der Schwerpunkt der Sicherheits- vorschriften der internationalen Schifffahrt bislang auf technische Vor- schriften für den Entwurf und die Ausrüstung von Schiffen konzentriert habe und sich mehr in Richtung einer Anerkennung und umfassenden Würdigung der Bedeutung menschlicher Einflußfaktoren für die Sicherheit auf See hin zu orientieren habe. In allen Bereichen der Schifffahrt - also auch und insbesondere bei der Seeunfalluntersuchung!
S c h l u ß f o l g e r u n g

Hieraus ergibt sich in Verbindung mit  dem Anhang 1 zum Anhang 2 des IMO-Codes die Anforderung der IMO, bei einer Seeunfalluntersuchung das menschliche (Fehl)-verhalten und die das Fehlverhalten begünstigenden Umstände
nicht

aa)
in einem „betrieblich-technischen Verfahren“ wie dem SUG/FLUUG unter Abschaffung der für die korrekte Aufklärung der Ursachen wichtigen Mitwirkungs-, Verfahrensrechte und Rechtsbehelfsmög- lichkeiten   der Beteiligten, 

sondern

ab) in einem auch vom Bundesrat geforderten rechtsstaatlichen Ver- fahren unter Mitwirkung der Beteiligten zu untersuchen, wobei 

ac) die sich aus einem Juristen mit der Befähigung zum Richteramt als Vorsitzenden, einem erfahrenen Kapitän als ständigem Beisitzer und sachkundigen ehrenamtlichen Beisitzern aus der Praxis zusammen- setzenden und gem. § 10 des F.D.P.-Entwurfes der ständigen Fortbildung unterliegenden Untersuchungsausschüsse  der Seeämter

ad) den eingangs genannten Anforderungen der IMO am besten entsprechen!  

Anläßlich eines Vortrages zur Reform der Seeunfall- untersuchung wies das Vorstandsmitglied des Germanischen Lloyd (GL)  Herr Dr. Payer am 19.04. darauf hin, daß rund 80 % der Seeunfälle auf „menschliches Versa- gen“ zurückzuführen sind. Sodann erklärte Herr Dr.Payer „für die Untersuchung der restlichen 20%“ (technisches Versagen) sind wir ( die Techniker, nicht der GL als solcher) zuständig“. Der Erklärung von Herrn Dr. Payer ist uneingeschränkt beizupflichten.

b.) F.D.P.-Entwurf

Gem. § 9 Abs.1 des F.D.P.-Gesetzentwurfes wird weiterhin auf den Sachverstand der ehrenamtlichen Beisitzer zurückgegriffen. Gem. § 20 Abs.2 haben der Vorsitzende und die Beisitzer gleiches Stimmrecht. Die Anforderungen an die Qualifikation und Weiterbildung der ehrenamtlichen Beisitzer wurden im § 10 Abs. 4 und 5 verbessert. Insoweit ist die Einbindung unabhängigen qualifizierten Sachverstands mit dem hiermit verbundenen erweiterten Beurteilungshorizont sichergestellt.

Zusätzliche Fachkompetenz kann ebenso wie beim FLUUG/SUG durch Beauftragte gem. § 15 Abs.3 und Verwaltungshelfer gem. § 15 Abs.5 des F.D.P.-Entwurfes eingebunden werden.

Frage 17:   Voruntersuchung zur Tatsachenfeststellung gem. § 17 des F.D.P.-Entwurfes

Auch nach dem geltenden SeeUG wird zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung eine Art (formlose) Voruntersuchung durchgeführt. Die Konzentration auf die mündliche Verhandlung ist jedoch mit dem Risiko verbunden, daß bis zur Anberaumung der mündlichen Verhandlung bestimmte Beweismittel nicht mehr präsent oder - bedingt durch die nachlassende Erinnerung von Zeugen von schlechterer Qualität sind. § 12 SeeUG ermöglicht zwar die Beweisaufnahme außerhalb der mündlichen Verhandlung, jedoch eher als Ausnahme. In Übereinstimmung mit den Ausführungen unter Ziffer 2 des Anhangs 2 zum IMO-Code sollten deshalb in einem Voruntersuchungsverfahren die erforderlichen Tatsachen und Beweise so weit und so gut wie möglich erhoben werden.

§ 17 Abs.3 des F.D.P.-Entwurfes setzt die Anforderungen an die Tatsachen- erhebung gem. Ziffer 2.2.5.1 des Anhangs 2 zum IMO-Code um. Im Rahmen der Tatsachenerhebung haben die Vorsitzenden (Untersuchungsleiter) die Möglichkeit, eidesstattliche Versicherungen abzunehmen, Dolmetscher hinzuzuziehen und diese zu vereidigen, da sie die Befähigung zum Richteramt haben. Dies ist insbesondere in denjenigen Fällen wertvoll, bei denen die vernommenen Zeugen in der mündlichen Verhandlung später nicht präsent sind.

Die Voruntersuchung schließt mit einem Voruntersuchungsbericht ab, welcher den am Untersuchungsverfahren teilnehmenden Staaten und den Beteiligten mit der Aufforderung, zum Voruntersuchungsbericht Stellung zu nehmen, übermittelt wird. Je nach dem Inhalt der Stellungnahmen ermittelt das Seeamt sodann weiter oder beraumt eine mündliche Verhandlung an, soweit es nicht mit Zustimmung der Beteiligten und der am Untersuchungsverfahren teilnehmenden Staaten in den Fällen der eingeschränkten Untersuchungspflicht im schriftlichen Verfahren entscheiden möchte.

Das Voruntersuchungsverfahren erfüllt die Anforderungen des Bundesrates, da sich das (neue), gem. § 7 Abs.5 unabhängige und zentrale Bundes- oberseeamt gem. § 7 Abs.2 des F.D.P.-Entwurfes zur Erfüllung seiner Aufgaben der Seeämter bedient und der Abschlußbericht der (Vor-) Untersuchungskommission zum Gegenstand eines öffentlichen Seeamts- verfahrens nach den derzeitigen Verfahrensregeln gemacht wird. Gem. § 17 Abs.3 S.4 des F.D.P.-Entwurfes ist bei Inlandsuntersuchungen im Rahmen der Zusammenarbeit mit den Wasserschutzpolizeien der Länder entsprechend den Anforderungen des Bundesrates darauf zu achten, daß nicht der Anschein konkurrierender Untersuchungen erweckt wird.

Frage 18:   Neutralität und Unabhängigkeit der Seeunfalluntersuchungsbehörden

a.) Regierungsentwurf

Die Neutralität und funktionelle Unabhängigkeit ist gemäß § 12 Abs.2,3 des Entwurfes eines SUG  mit folgenden Einschränkungen sichergestellt:

Nach der amtlichen Begründung zum FlUUG (BT-Drucks. 13/10738 zu § 4 FlUUG) erstreckt sich die funktionelle Unabhängigkeit ausschließlich auf die Freiheit, eine Untersuchung einzuleiten, sowie ihren Inhalt und Umfang sowie den Untersuchungsbericht und die Sicherheitsempfehlungen, jedoch nicht auf die übrigen wesentlichen Weisungsinhalte einer vorgesetzten Dienstbehörde, wie z. B. die personelle Besetzung, Qualifikation und vor allem die Beteiligung an ausländischen Untersuchungen. Gerade wegen der nach diesseitiger Auffassung wichtigen Vor‑Ort‑Ermittlungen der nationalen Seeunfallunter- suchungsbehörde im Ausland müssen jedoch auch die finanziellen Mittel für derartige Untersuchungen bereit gestellt werden. Die funktionelle Unabhängigkeit muß sich deshalb auch auf die Unabhängigkeit, Ermittlungen im Ausland durchzuführen, erstrecken. Dies ist durch den Entwurf zum SeeUG nicht gewährleistet.

b.) F.D.P.-Entwurf

Die Neutralität und funktionelle Unabhängigkeit ist nach dem F.D.P.-Entwurf gem. § 7 Abs.5 sichergestellt. Anders als beim Entwurf eines SUG erstreckt sich beim F.D.P.-Entwurf die funktionelle Unabhängigkeit gem. § 7 Abs.5 Ziffer 2. auch auf Auslandsuntersuchungen. § 7 Abs.8 Ziffer 2.- c.) stellt sicher, daß die fpür Untersuchungen von Mitgliedern und Beauftragten des Seeamts im Ausland erforderlichen Sachmittel bereitzustellen sind.

c.) Zu beiden Entwürfen

Die Neutralität und (nicht nur funktionelle) Unabhängigkeit der geplanten Bundesstelle/des geplanten neuen Bundesoberseeamtes wäre jedoch noch besser gewahrt, wenn die geplante Bundesstelle/ das neue Bundesoberseeamt  der Zuständigkeit eines anderen Bundesministeriums, z.B. dem BMI oder dem BMJ, zugeordnet würde.

Die Unabhängigkeit ist z.B. in denjenigen Fällen, bei denen das Verhalten von Bediensteten der Schifffahrtsverwaltung des Bundes Gegenstand einer Untersuchung und in deren Folge von Staatshaftungsansprüchen sein könnte (z.B. wegen falscher Beratung durch die Nautiker vom Dienst der Revierzentra- len) oder das Ministerium selbst Adressat von Sicherheitsempfehlungen sein könnte, mittelbar beeinträchtigt. In der amtlichen Begründung zum FlUUG (BT-Drucks. 13/10738, Seite 17) wird für den Bereich der Flugunfallunter- suchung folgendes ausgeführt:

"Das Bundesministerium für Verkehr ist zwar "Luftfahrbehörde", die Unabhängigkeit der Bundesstelle wird jedoch als gewahrt ange- sehen, weil das Ministerium keine luftfahrtbezogenen Exekutiv- aufgaben mehr wahrnimmt und allein im politischen Bereich tätig sein wird."

Hieraus ergibt sich für den Bereich der Schifffahrt der Umkehrschluß, daß die Unabhängigkeit der Bundesstelle/der neuen Bundesoberseeamtes in dem Umfang, in dem das BMVBW schifffahrtsbezogene Exekutivaufgaben wahrnimmt, nicht als gewahrt angesehen werden kann.

Frage 19:   Auswirkungen der Gesetzentwürfe auf die vorhande Organisationsstruktur der Seeämter

a.) Regierungsentwurf eines SUG

Formell sollen die 5 Seeämter gem. § 24 Abs.1 des Entwurfes eines SUG nicht aufgelöst werden. Aus der Personalplanung ist  jedoch ersichtlich, daß es ein "reisendes" Seeamt, welches die 5 Standorte "bedient" geben soll.

b.) F.D.P.-Entwurf

Die 5 Seeämter bleiben gem. § 7 Abs.2 mit dem sich aus § 7 Abs.8, Ziffer 1. ergebenden Personalbestand erhalten.

Frage 20:   Finanzielle Folgen für den Bundeshaushalt

Nach dem Regierungsentwurf werden durch die Vor-Ort-Untersuchungen, die eigenständige Auswertung der Nachweismittel und die künftigen Erfordernisse der internationalen Zusammenarbeit Mehrkosten für Sachmittel in Höhe von DM 350.000,00, welche innerhalb der Haushaltsansätze und der Ansätze des geltenden Finanzplanes des Einzelplanes 12 ausgeglichen werden, anfallen.

Vergleichbare Kosten dürften aus den gleichen Gründen beim F.D.P.-Entwurf anfallen.

Meines Erachtens werden mittelfristig sowohl nach dem Regierungs- als auch nach dem F.D.P.-Entwurf zusätzliche Planstellen zumindest für einen Nautiker, einen Ingenieur für Schiffsbetriebstechnik und einen Schiffbauin- genieur an der Bundesstelle/dem neuen Bundesoberseeamt gebildet werden müssen. Gerade die sich aus dem IMO-Code ergebenden zusätzlichen Aufgaben und die in § 8 des F.D.P.-Entwurfes genannten Aufgaben können ohne einen angemessenen Personalbestand ohne Qualitätsverlust nicht erledigt werden. Die angestrebte Verbesserung der Schiffssicherheit gibt es nicht zum "Nulltarif. Die Mehrkosten machen sich jedoch leicht bezahlt, wenn das angestrebte Untersuchungsziel erreicht wird und sich weniger Seeunfälle ereignen.

Ziffer 13. der Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage der FDP-Bundestagsfraktion vom 10.07.2001 (BT-Drucksache 14/6678) ist zu entnehmen, daß der Bundeshaushalt 2001 für die Seeämter und das Bundesoberseeamt einen Etat in Höhe von insgesamt DM 941.000,00, für das Haushaltsjahr 2002 in Höhe von DM 994.000,00 vorsah. 

Dem stehen Kosten für die Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung im Bundeshaushaltsplan 2001 in Höhe von DM 5.317.000,00 und für den Haushaltsentwurf 2002 in Höhe von DM 5.285.000,00 gegenüber. Hier scheint im Bereich der Seeunfalluntersuchung Nachholbedarf zu bestehen, welcher ggf. durch Rationalisierungsmaßnahmen im Bereich der Flugunfallunter- suchung und hiermit verbundene Haushaltsumschichtungen realisiert werden könnte.

Ein Blick ins Ausland sei erlaubt:

Die britische Marine Accident Investigation Branch (MAIIB), welche sich nicht mit Berechtigungsangelegenheiten befaßt,  beschäftigt  u.a.

---

den Chief-Inspector, seinen Assistenten und den Stellvertreter des 

Chief-Inspectors,

---
drei Inspektoren für den Bereich Maschine,

---
vier Inspektoren für den Bereich Nautik,

---
drei Inspektoren für den Bereich Schiffbau und

---
10 Mitarbeiter in der Verwaltung

Gem. Lloyd's Casualty Week v. 14.07.2000 bezifferte sich das Budget der Marine Accident Investigation Branch UK (MAIIB) im Jahr 1999 auf 1.205,183 (Vorjahr 1.824,376) Britische Pfund, wobei die für die Untersuchung und Bergung eines Fischdampfers anfallenden Kosten einen Großteil der Kosten des kommenden Jahres ausmachen werden.

Frage 21:   Verzicht auf den Fachhochschulabschluß

Für Seelotsen     

Ich halte den geplanten Verzicht auf den Fachhochschulabschluß für Seelotsen für problematisch. 

a.)  Pro Fachhochschulstudium als Zulassungsvoraussetzung

Für die Beibehaltung der Zulassungsvoraussetzung einer Ausbildung zum Kapitän an Fachhochschulen sprechen folgende Argumente:

Zwar wird die von STCW 95 vorgegebene Ausbildung zum Kapitän an den Fach​schulen erfüllt. Die Fachhochschulen haben demgemäß die Möglichkeit einer qualifizierteren Ausbildung, welche sich nicht nur schwerpunktmäßig auf die Beherrschung der operativen Komponente der Führung eines Schiffes, sondern auf ein weitgehend selbständiges Handeln und Beurteilen im ingenieurmäßigen und wirtschaftlich-juristischen Bereich erstreckt. 

Die herausragende Bedeutung der Lotsen für die Sicherheit auf See, insbesondere für die Vermeidung von Seeunfällen und die hiermit sehr oft verbundenen Umweltverschmutzungen, erfordert es meines Erachtens, nicht auf den Fachhochschulabschluß für Seelotsen zu ver​zichten. Der Seelotse, welche eine Fachhochschulausbildung absolviert hat, wird geeigneter sein, auf die fortschreitenden technischen Entwicklungen in der See​schiffahrt und die multinationalen Zusammensetzungen der Besatzungen sachgerecht zu re​agieren.

Die Bundeslotsenkammer hat meines Erachtens zu Recht darauf hingewiesen, daß Bildungsabbau keine Havarie verhindern kann, sondern sich im Zuge der voranschreitenden technischen Komplexität der Schiffseinheiten als stetig zu-nehmendes Risiko entpuppt. Der durch eine Fachhochschulbildung besser ausgebildete und damit qualifiziertere Lotse wird unerwartete Gefährdungs-situationen sicherer bewältigen und damit zur Sicherheit des Gesamtverkehrs, des Umweltschutzes und der Abwehr von Gefahren im besonders gefahrgeneigten Bereich der Seelotsreviere besser beitragen können.

b.)  Contra Fachhochschulstudium als Eingangsvoraussetzung

Gegen die Beibehaltung der Zulassungsvoraussetzung einer Ausbildung zum Kapitän an Fachhochschulen könnten verfassungsrechtliche Argumente (Gleichheitsgebot des Art. 3 Abs.1 GG und der Grundsatz der Berufsfreiheit gem. Art.12 GG) sprechen.

Diese Frage kann ich innerhalb der mir zur Verfügung stehenden Zeit nicht beantworten. Es sprechen aber beachtliche Argumente dafür, den Lotsenberuf als staatlich gebundenen Beruf einzustufen. Folgt man dieser Einstufung, so wäre unter Berücksichtigung der oben zu a.) genannten Argumente ein hinreichend weiter gesetzgeberischer  Spielraum für die subjektive Zulassungsvoraussetzung „Kapitän mit Fachhochschulstudium“ eröffnet.

c.)  Vermittelnde Lösung

Es sollte überprüft werden, ob der Zugang zum Lotsenberuf in der Weise geregelt werden kann, daß ähnlich wie bei der Bestellung von Notaren (staatlich gebundener Beruf) bestimmte Auswahl- und Bewertungskriterien in einem Punktesystem aufgestellt werden, in welchem z.B. der Fachhochschul- abschluß, Fachschulabschluß, Examensnsoten, langjährige Seefahrtzeiten und Fortbildungsmaßnahmen mit Punkten bewertet werden. Dies mag im Ergebnis dazu führen, daß ein Fachschulab​solvent mit langjähriger Seefahrtzeit und der Teilnahme an diversen Fortbildungs​veranstaltungen eine höhere "Punktzahl" erhält als ein Bewerber mit Fachhoch​schulstudium, welche nur die Mindestfahrzeit vorzuweisen hat. 

IV. Fragen der Fraktion der PDS

Vorbemerkung: Ich hatte diese Fragen am 07.11.2001 beantwortet, bedauerlicherweise aber versäumt, dem Textbaustein mit der Beantwortung der Fragen der anderen Fraktionen „anzuhängen“, so daß sie dem Ausschuß nicht zur Verfügung gestellt wurden. Die Fraktion der PDS bitte ich, mir diese unbeabsichtigte Nachlässigkeit nachzusehen.

Frage 1: Feststellung der Fehler bei Schiffsunfällen im technischen und menschlichen Bereich

80 % der Seeunfälle beruhen auf „menschlichem Versagen“. Es ist möglich, diese Fehler ohne eine Schuldzuweisung festzustellen. Das geltende SeeUG kennt ‑ anders als sein Vorgänger SUG ‑ keine Schuldzuweisung, sondern nur die Feststellung des sogenannten „fehlerhaften Verhaltens“. 

Der Anhang 2 zum IMO-Code (Richtlinien für Untersuchung menschlicher Einflußfaktoren bei Unfällen und Vorkommnissen auf See) schildert den Ablauf einer derartigen Untersuchung. Unter Ziffer 2.1.1 wird darauf hingewiesen, daß sich die Einzelheiten des Untersuchungsverfahrens aus dem Anhang 1 (das IMO-ILO-Verfahren für die Untersuchung des menschlichen Verhaltens) ergibt. Wie der Bezugsliteratur hierzu zu entnehmen ist, legt die IMO-ILO den überarbeiteten Verfahren auch mehrere Untersuchungen aus dem Bereich der Flugunfalluntersuchung zugrunde, so daß die Verfahrensschritte im Prinzip sowohl für das Verfahren der Seeunfall- untersuchung als auch für das Verfahren der Flugunfalluntersuchung gelten. 

Im Schritt 4 sind die Art des Fehlers oder des Verstoßes gegen Vorschriften festzustellen. Ohne eine derartige Feststellung kommt man nicht zum Schritt 5 (Feststellen der „zugrundeliegenden“ Faktoren) und dem Schritt 6 (Feststellen von potentiellen Sicherheitsproblemen und Erarbeitung von sicherheitsfördernden Maßnahmen). 

Frage 2: Vernehmung der an einem Seeunfall Beteiligten ohne gleichzeitiges Beisein der Gegenseite

Eine Vernehmung der verschiedenen, an einem Seeunfall Beteiligten und Zeugen sowie Sachverständigen kann vor der geplanten Bundesstelle getrennt voneinander erfolgen. Dies unterscheidet sich vom Verfahren der (öffentlichen) Verhandlung des geltenden SeeUG. Zwar mag es vorkommen, daß bei Seeamtsverhandlungen der eine oder andere Zeuge nicht präsent ist und auch nicht „herbeigeschafft“ werden kann. In einem derartigen Fall besteht zumindest die Möglichkeit der Verlesung seiner Aussage. Jeder Verfahrensbeteiligte hat sodann die Möglichkeit, die Aussagen des einen Zeugen oder Sachverständigen den Aussagen anderer Zeugen oder von anderen Sachverständigen entgegenzuhalten. Im öffentlichen Seeamtsver- fahren hat die Öffentlichkeit die Möglichkeit, die Verhandlung mitzuverfolgen und damit zugleich von unkorrekten Aussagen und Auslassungen Kenntnis zu nehmen. Das Verfahren der mündlichen Verhandlung sorgt also dafür, daß sich in die Aufnahme der Fakten weniger Fehler einschleichen. 

Frage 3: Sachverhaltsfeststellung ohne mündliche Verhandlung und ohne Möglichkeit der Fragestellung der Gegenseite bei hauptsächlich menschlichem Versagen als Unfallursache

Die Möglichkeit der Fragestellung der Gegenseite dient ebenso wie die Möglichkeit der Befragung von Sachverständigen und die Möglichkeit, Beweisangebote zu stellen, der umfassenden Aufklärung des Sachverhalts. Nun gibt es im Bereich der internationalen Seeunfalluntersuchung auch durchaus diverse Staaten, welche zwar verhandeln, aber die Öffentlichkeit von der Verhandlung ausschließen und diverse Staaten, welche nicht verhandeln. Es mag sein, daß auch in derartigen Untersuchungsverfahren im Einzelfall die Hauptursache menschliches Versagen umfassend aufgeklärt wird. In denjenigen Fällen, in denen jedoch einzelne Aussagen von Beteiligten und Zeugen sowie unterschiedliche Aussagen von Sachverständigen einander gegenüberstehen, ist es besonders wichtig, durch die Möglichkeit der Fragestellung die eingangs geschilderten Widersprüche aufzuklären, um das Untersuchungsziel zu realisieren.

Frage 4: Information der Öffentlichkeit bei einer Untersuchung hinter verschlossenen Türen

Eine ordnungsgemäße Information der Öffentlichkeit ist in denjenigen Fällen, bei denen die Unfalluntersuchung hinter verschlossenen Türen vor einem Ausschuß stattfindet, nicht gewährleistet. Das von der Bundesregierung für den Bereich der Seeunfalluntersuchung geplante SUG-Verfahren vor der Bundesstelle sieht in der Regel keine Untersuchung vor einem Ausschuß, sondern nur vor einem Untersuchungsführer vor. Die Untersuchung durch die Untersuchungskammer gemäß §§ 15 Abs. SUG, 23 FLUUG stellt eher die Ausnahme dar. Die Öffentlichkeit erfährt nur das, was sie erfahren soll.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten verweise ich auf die Beantwortung der Frage 5 der Fraktion der FDP.

Frage 5: Zur Untersuchung behördlichen Fehlverhaltens

Die Neutralität der Untersuchungsbehörde und deren Unabhängigkeit sollte sicherstellen, daß sie etwaige einer Behörde und deren Bediensteten anzulastenden Fehlverhalten genauso ordnungsgemäß untersucht, wie das Fehlverhalten Dritter. Erfolgt die Untersuchung in einer nicht öffentlichen Verhandlung, erfährt die Öffentlichkeit nichts über die Einzelheiten der Untersuchung, sondern nur deren unter Umständen gefiltertes Ergebnis in Form des veröffentlichten Berichtes. Diese Risiken sind durch die Herstellung der Öffentlichkeit und der Verhandlung, in welcher alle Beteiligten und Zeugen sowie Sachverständigen befragt werden können und die Transparenz des Verfahrens sichergestellt ist, auch bei einer im übrigen funktionell unabhängigen Untersuchungsbehörde ausgeschlossen. 

Bei der Beantwortung der Frage 18 der Fraktion der F.D.P. habe ich unter c.) darauf hingewiesen, daß die Neutralität und nicht nur die funktionelle Unabhängigkeit der Untersuchungsbehörde besser gewahrt wäre, wenn diese 

nicht der Zuständigkeit des für die Schiffssicherheit verantwortlichen Ministeriums unterstellt ist. Insoweit würde es der Unabhängigkeit der Untersuchungsbehörde dienen, wenn sie der Zuständigkeit z. B. des BMI oder des BMJ zugeordnet würde. 

Frage 6: Überprüfung einer fehlerhaften Entscheidung in einer zweiten Verhandlung vor dem Bundesoberseeamt

Es entspricht nicht dem Rechtsstaatsprinzip, wenn ein Beteiligten nicht mehr die Möglichkeit hat, eine fehlerhafte Verhandlung in einer zweiten Verhand- lung fachlich und rechtlich überprüfen zu lassen. Dies setzt jedoch voraus, daß insoweit eine „Entscheidung“ vorliegt. 

Die Feststellung des fehlerhaften Verhaltens im seeamtlichen Verfahren wird ebenso wie die Feststellung fehlerhaften Verhaltens im Flugunfalluntersu- chungsverfahren als Gutachten eingestuft, dessen Aussagen nur dann mit einer Leistungsklage auf Widerruf vor den Verwaltungsgerichten angegriffen werden können, wenn der Untersuchungsbericht des Grundsatz der Verhältnismäßigkeit widerspricht oder aus sonstigen Gründen rechtswidrig ist. Dies führt dazu, daß die Untersuchungsberichte in Seeamts- und Flugunfallsverfahren zwar „inzident“ eine Feststellung über das „menschliche Versagen“ des Beteiligen treffen, jedoch mit keinen Rechtsmitteln angegriffen werden können. Das geltenden SeeUG 1985 hat die Möglichkeit, gegen Entscheidungen des Seeamtes über ein fehlerhaftes Verhalten von Beteiligten Widerspruch einzulegen, obwohl die Entscheidung nicht die Rechtsqualiät eines Verwaltungsaktes hat, im Interesse der Einräumung von Rechtsschutz in Form einer zweiten Verhandlung vor dem Bundesoberseeamt und der hiermit verbundenen vollumfänglichen fachlichen rechtlichen Überprüfung eröffnet. Diese Möglichkeit wird für den Bereich der Seeunfalluntersuchung vor der geplanten Bundesstelle abgeschafft. 

Ergänzend verweise ich auf die Beantwortung der Frage 4 der Fraktion der FDP.

Frage 7: Verlagerung der Seeunfalluntersuchung auf Straf- und Zivilgerichte

Ich teile die Auffassung, daß es wegen der fehlenden Öffentlichkeit, der nur sehr eingeschränkten Mitwirkungsrechte der Beteiligten und der fehlenden Rechtsbehelfsmöglichkeiten in dem nach dem Regierungsentwurf eines SUG geplanten Verfahren vor der Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung mangels Akzeptanz der Untersuchungsergebnisse zu einer Verlagerung der Ursachen- feststellung auf die Zivilgerichte und Strafgerichte sowie Privatunter- suchungen von Geschädigten und Versicherern, welchen die Mittel für derartige Untersuchungen zur Verfügung stehen, kommen wird.

Frage 8: Kosteneinsparung durch das geplante SUG?

Ich glaube nicht, daß sich die Kosten im Bereich der Untersuchungsbehörde erhöhen werden. Andererseits bin ich der Auffassung, daß durch die zusätzlichen Verfahren vor Straf- und Zivilgerichten sowie durch die Beauftragung privater Ermittler die in der Gesamtheit anfallenden Kosten deutlich höher sein würden. Ein Beispiel hierfür ist die Untersuchung des Untergangs der ESTONIA durch die „German group of experts“, welche dadurch veranlaßt wurde, daß die Meier-Werft als Konstrukteurin und Bauwerft das Ergebnis der Ermittlungen der JAIC nicht akzeptierte. 

